
AUSSCHUSS FÜR UMWELT, Marburg, 02.11.2015
ENERGIE UND VERKEHR DER
STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG
- Der Vorsitzende -

An die
Mitglieder des
Ausschusses für Umwelt, Energie und Verkehr
der Stadtverordnetenversammlung

Öffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Verkehr

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Verkehr der 
Stadtverordnetenversammlung 

am Dienstag, 10.11.2015, 18:00 Uhr,
Sitzungssaal Barfüßerstr. 50, 35037 Marburg

ein. Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 06. Oktober 2015

2 Bericht(e) aus den Arbeitsgruppen zur Lokalen Agenda 21

3 Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg;
Baulandentwicklung in den Außenstadtteile
Vorlage: VO/4267/2015

4 Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg
Bebauungsplan Nr. 10/1, 3. Änderung "Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-Straße"
- Bericht über die Ergebnisse der Prüfung, der während der öffentlichen Auslegung 
und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange einge-
gangenen Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss
Vorlage: VO/4354/2015

5 Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg
Vorhabenbezogener Bebauungsplan (Vorhaben- und Erschließungsplan) Nr. 6/16 
"Neue Kasseler Straße" in Marburg
- Kenntnisnahme des Berichts über die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung ge-
mäß §§ 3 (1) und 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB)
- Offenlagebeschluss
Vorlage: VO/4402/2015

6 Nahverkehrsplan für die Universitätsstadt Marburg 2015 bis 2020
Vorlage: VO/4411/2015

Anlage wie folgt zu laden:

Geschäftsstelle:
Fachdienst Umwelt, Fairer Handel und Abfall-
wirtschaft
Herr Jochen Friedrich
Barfüßerstraße 50
Tel.: 2 01 - 4 05
E-Mail: umwelt@marburg-stadt.de 
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Textteil:
http://www.igdb.de/planung/20150928_NVP_Marburg_Anhoerungsentwurf_Textteil.pdf 

Anlagen:
http://www.igdb.de/planung/20150928_NVP_Marburg_Anhoerungsentwurf_Anlagen.pdf 

Stellungnahmen und Abwägungen:
http://www.igdb.de/planung/20151023_NVP_SW_MR_Stellungnahmen_Abwaegung.pdf 

7 Antrag der MBL-Fraktion betr. Naturschutzbeirat
Vorlage: VO/4335/2015

8 Antrag Fraktion Marburger Linke betr. Prüfung der Realisierungsmöglichkeiten
einer Straßenbahn (Regiotram, Klinikexpress)
Vorlage: VO/4385/2015

9 Antrag der FDP, CDU und MBL (Dr. Uchtmann)  btr. Verkehrsversuch in der 
Bahnhofstrasse
Vorlage: VO/4394/2015

10 Antrag der MBL-Fraktion betr.:  Sammelcontainer für defekte elektrische 
und elektronische Kleingeräte
Vorlage: VO/4404/2015

11 Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Zebrastreifen
Vorlage: VO/4347/2015

12 Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Zebrastreifen an der Bushaltestelle 
Zückenberg
Vorlage: VO/4349/2015

13 Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Fahrradweg von Dilschhausen nach 
Marburg
Vorlage: VO/4350/2015

14 Zuschuss für eingetragene Vereine zum Einbau von LED-Beleuchtung
Vorlage: VO/4374/2015

15 Aktualisierung der Fahrpläne für die Universitätsstadt Marburg zum Fahrplanwechsel 
13.12.2015
Vorlage: VO/4416/2015

Anlage: 
http://www.marburg.de/downloads/VO_4416_2015_Anlage-Beschlussvorlage-Fahr-
plan-2016.pdf 

16 Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen

Uwe Volz
Vorsitzender

Anlagen

2 von 51 in der Zusammenstellung

http://www.marburg.de/downloads/VO_4416_2015_Anlage-Beschlussvorlage-Fahrplan-2016.pdf
http://www.marburg.de/downloads/VO_4416_2015_Anlage-Beschlussvorlage-Fahrplan-2016.pdf


Ausdruck vom: 23.10.2015
Seite: 1/6

  
Beschlussvorlage

Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:

VO/4267/2015
öffentlich
03.09.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: II
Fachdienst: 61 - Stadtplanung
Sachbearbeiter/in: Bernd Kintscher 

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg;
Baulandentwicklung in den Außenstadtteile

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:

1. Der Sachstandsbericht zur Baulandentwicklung in den Außenstadtteilen wird zur 
Kenntnis genommen.

2. Die städtebaulich-landschaftsplanerische Eignung ist primäre Voraussetzung bei der 
Ausweisung eines potentiellen Baugebietes 

3. Zur Zielerreichung werden die in der Vorlage thematisierten Instrumente eingesetzt. 
4. Die Initiierung künftiger Baulandentwicklungen in den Außenstadtteilen ist nicht mehr 

(Grundsatzbeschluss 2005) an eine Mindestanzahl Bauwilliger aus dem Stadtteil 
(„Einheimischenquote“) gebunden. Bei der Vergabe der Baugrundstücke sind bei 
Nachfrageüberhängen die Bauinteressenten aus dem jeweiligen Stadtteil vorrangig zu 
bedienen.

Begründung:

Die Steuerung der Baulandentwicklung in den Außenstadtteilen basiert seit Juli 2005 formal 
auf zwei entsprechenden Stadtverordnetenbeschlüssen: 
a) dem sogenannten „Grundsatzbeschluss“: dieser besagt, dass künftig alle 

Baugebietsausweisungen in den Außenstadtteilen für die Universitätsstadt Marburg 
kostenneutral abzuwickeln sind, und dass das geschaffene Bauland zügig und vorrangig 
von Ortsansässigen zu nutzen ist, 

b) dem Beschluss zur Prioritätenliste.  
Der Beschluss der Prioritätenliste wurde um eine „Erfolgskontrolle“ ergänzt, d. h. es 
sollte dokumentiert werden, inwieweit die gesteckten Ziele erreicht wurden. 
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Im Rahmen dieser Stadtverordnetenvorlage wird zunächst der als Anlage beigelegte 
Sachstandsbericht zusammengefasst und um aktuelle Entwicklungen ergänzt.
Die Anregungen der Ortsvorsteher aus der durchgeführten Beteiligungsphase werden im 2. 
Punkt der Vorlage zusammengefasst. Schließlich wird das weitere Vorgehen/die 
Weiterentwicklung der strategischen Baulandausweisung unter Punkt 3 der Vorlage 
thematisiert.

1.  Inhalt des Sachstandsberichtes

Der beigelegte Sachstandsbericht reduziert sich nicht auf die Einzelfallanalyse in den 
jeweiligen Stadtteilen, vielmehr wird auch die Gültigkeit der demografischen 
Rahmenbedingungen, die in 2002/2005 den Anstoß für die strategische Baulandentwicklung 
gaben sowie die gesamtstädtische Siedlungsentwicklung der letzten Dekade einer kritischen 
Analyse unterworfen. Diese umfassendere Analyse korrespondiert mit den vielschichtigen 
Wirkungen und Abhängigkeiten im Zusammenhang mit Baulandausweisungen und soll  
zugleich der Beantwortung der Frage dienen, ob die mittlerweile vor 10 Jahren beschlossene 
Art der Baulandentwicklung in den Außenstadtteilen noch angemessen ist, oder ob sich die 
Rahmenbedingungen soweit verändert haben, dass das Instrument der strategischen 
Baulandentwicklung überarbeitet oder neu justiert werden sollte.

In Bezug auf die Einzelfallanalyse ist festzuhalten, dass seit 2005 für 3 Baugebiete die 
Entwicklungsvoraussetzungen geschaffen wurden und für 2 Baugebiete die Umsetzung 
abgeschlossen werden konnte; für ein drittes Baugebiet (Haddamshausen) ist die  
Herstellung der Erschließung in Vorbereitung. Die beiden realisierten Baugebiete in 
Cyriaxweimar und Wehrhausen wurden zügig und für die Universitätsstadt Marburg 
kostenneutral umgesetzt; der Vorrang für „Einheimische“ wurde gewährleistet. Die 
gesteckten Ziele wurden erreicht.
Anderen Stadtteilentwicklungen standen regelmäßig die mangelnde Nachfrage der 
„Einheimischen“ aus dem jeweiligen Stadtteil sowie die oft fehlende Kooperationsbereitschaft 
der Eigentümer einwerfender Flächen entgegen. Selbst bei der flexibleren Auslegung der  
Definition der „Einheimischen“, die die Einzugsgebiete der jeweiligen sozialen 
Infrastruktureinrichtungen (Grundschule, Kiga/KiTa) als Maßstab nimmt, wurde bzw. wird die 
Mindestanzahl Bauwilliger zur Initiierung einer Baugebietsausweisung in den 
Außenstadtteilen nicht erreicht. 

Die Annahmen zur Nachfrageentwicklung, welche den Beschlüssen zur strategischen 
Baulandentwicklung in 2002/2005 zu Grunde gelegt wurden, sind sämtlich eingetreten; die 
demografischen Rahmenbedingungen werden sich in der nächsten Dekade aller 
Wahrscheinlichkeit nach weiter verschärfen, d. h. die Zahl der Bauwilligen im Alter zwischen 
30 und 45 Jahren wird zukünftig in Marburg, und noch stärker im Umland - dem weiteren 
Einzugsbereich - weiter abnehmen.

Die Beschlüsse zur strategischen Baulandentwicklung verfolgten auch das Ziel, die relative 
Verteilung der Einwohnerzahl Marburgs zwischen dem „verstädterten Bereich“ (Marburg, 
Ockershausen, Marbach, Cappel, Wehrda) und den Außenstadtteilen möglichst nicht weiter 
in Richtung Außenstadtteile zu verschieben. Die Einwohneranalyse der letzten 10 Jahren 
zeigt, dass im „verstädterten Bereich“ die Einwohnerzahl wuchs, in den Außenstadtteilen, 
trotz zahlreicher Neubauten, die Einwohnerzahl insgesamt jedoch geringfügig abnahm. 
Offensichtlich wirken bei diesem Aspekt die demografischen Struktureffekte der Bevölkerung 
im Wohnungsbaubestand der Außenstadtteile und die geänderten Wohnpräferenzen der 
Gesamtbevölkerung im Verbund gegen das Muster der Einwohnerverteilung der letzten 
Jahrzehnte. Mit anderen Worten: das Phänomen der „Stadtflucht“ wird abgelöst von der 
Gegenbewegung – dem „zurück in die Stadt“.  
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Bei der Analyse der räumlichen Verteilung der Neubauten in der letzten Dekade überrascht 
im Zusammenhang mit der Entwicklung der Bevölkerungsverteilung die relativ hohe Zahl an 
Baufertigstellungen in den Außenstadtteilen umso mehr. In diesem Zusammenhang sind die 
„Sonderfälle“ aus Michelbach (Entwicklungsmaßnahme), Gisselberg-Nord (SEG-Flächen) 
und Schröck als Erklärung in Erinnerung zu rufen. 

Über die ursprünglich auf die Baulandentwicklung der Außenstadtteile abzielenden 
Zielsetzungen zur Kostenneutralität und zügigen Bebauung hinaus, dienen diese Ziele 
inzwischen als Maßstab für nahezu sämtliche Bauleitplanungen in der Universitätsstadt. Ein 
weiterer entscheidender Aspekt der strategischen Baulandentwicklung der Universitätsstadt 
Marburg liegt im integrativen, thematisch umfassenderen Ansatz der Siedlungsentwicklung; 
dieser wiederum ist inzwischen unabdingbare Voraussetzung für die Teilnahme am 
Förderprogramm der Dorferneuerung. Zudem korrespondieren die mit der strategischen 
Baulandentwicklung verbundenen Ziele in hervorragender Weise mit den Zielsetzungen des 
Regionalplans-Mittelhessen und den strategischen Zielsetzungen des 3. Hessischen 
Demografie-Berichtes vom Juni 2013. 

Der Vollständigkeit halber wird diese Vorlage, nachdem der aktuelle Sachstandsbericht im 
Wesentlichen schon bereits vor 1 ½ Jahren fertig gestellt wurde, an dieser Stelle noch um 
den letzten Stand der Baulandentwicklung ergänzt:
 in Ronhausen steht der Eigentümer einer für Baulandentwicklung geeigneten Fläche im 

intensiven Gespräch mit dem Fachdienst Stadtplanung und einem Entwickler; Ziel ist die 
Einleitung des Bauleitplanverfahrens im 2. Hj. 2015,

 in Hermershausen laufen aktuell die Abstimmungsgespräche zwischen verkaufswilligen 
Eigentümern, der Bauverwaltung und der Stadtplanung bzgl. Ausweisung eines 
Baugebietes. Als Umsetzungsinstrument wird wahrscheinlich die vereinfachte Umlegung 
- ähnlich dem Verfahren im Stadtteil Cyriaxweimar - zum Einsatz kommen. Die 
Einleitung des formellen Bauleitplanverfahrens ist für das  2. Hj. 2015 geplant,

 im Zusammenhang mit den Arbeiten zur Dorferneuerung zeichnet sich eine Klarstellung 
insofern ab, als die Ausweisung eines nicht zur Innenentwicklung konkurrierenden 
kleinen Baugebietes nur im Ausnahmefall und durch Nachweis wesentlicher 
Analysedaten möglich sein wird. Auf deren Grundlage und den Schlussfolgerungen aus 
dem IKEK trifft dann das Fachministerium die Entscheidungen zur Förderfähigkeit bzw. 
Volumen von Erneuerungsmaßnahmen im Stadtteil.

Am 24.03.2014 wurde der vollumfängliche Sachstandsbericht (Bearbeitungsstand März 
2014) vom Magistrat zur Kenntnis genommen. Zugleich wurde vom Magistrat angeregt, den 
Ortbeiräten der Außenstadtteile den Bericht zugänglich zu machen, so dass deren 
Stellungnahmen in die sich anschließende parlamentarische Beratung einfließen können.

Im April 2014 wurde der Sachstandsbericht dann den betroffenen Ortsbeiräten der 
Außenstadtteile zugesandt. Bis November 2014 wurde von 10 Ortsbeiräten der insgesamt 15 
Außenstadtteile eine schriftliche Stellungnahme zum Thema abgegeben. Im November 2014 
wurden zwischen dem Magistrat und den Ortsvorstehern der Außenstadtteile 
unterschiedliche Positionen ausgetauscht und die Anregungen der Ortsvorsteher gesammelt. 
Daraufhin wurde im Januar 2015 eine Stadtverordnetenvorlage erarbeitet, die allerdings 
nach der Magistratssitzung am 09.02.2015 zurückgestellt wurde, um die im März 2015 
stattfindende Sitzung zwischen dem hauptamtlichen Magistrat und den Ortsvorstehern 
abzuwarten. In dieser Sitzung wurde in Bezug auf die Baulandausweisung wiederum vom 
Unterzeichner ein weiterer, thematisch auf die Baulandausweisung konzentrierter Austausch 
zwischen den Ortsvorstehern und der Stadtplanung vorgeschlagen. Dieses Arbeitstreffen 
fand am 16.06.2015 statt; die Ergebnisse sind im beigelegten Protokoll dieser Sitzung 
festgehalten.
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2.  Stellungnahmen und Anregungen der Ortsbeiräte

Die Ortsvorsteher bzw. Ortsbeiräte wurden mit Anschreiben vom April 2014 zur schriftlichen 
Stellungnahme zum Sachstandsbericht (Stand März 2014) aufgerufen. Die Stellungnahmen 
lassen sich dabei zu drei Punkten zusammenfassen: 
1. Das Nachfragespektrum bewegt sich zwischen keiner Nachfrage „Einheimischer“ (3 

Stadtteile) bis (allgemeine?) „Nachfrage nach Bauland“. 
2. Verschiedentlich wurde der Zusammenhang von Baulandausweisung und der 

Auslastung von Infrastrukturen betont.
3. Die „Einheimischenquote“, als Voraussetzung zur Baulandentwicklung wird als zu hohe 

Hürde eingestuft; besser wäre eine Art Vorhaltung von Baurechten für „Einheimische“.

Nach Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen wurde auch klar, dass zunächst die 
Nachteile der Alternative zur strategischen Baulandentwicklung der reinen Angebotsplanung, 
mit den Ortsvorstehern rekapituliert werden müssten. 
Die Nachteile der Angebotsplanung gegenüber vertraglich begleiteten, an strategischen 
Zielen orientierten Entwicklungen sind:
- Einrichtung gesonderter Haushaltsposten für Erschließung und Vorfinanzierung,
- allgemeines Erschließungsrecht (max. 90 % der Erschließungskosten umlagefähig) 

bildet Gegensatz zum Ziel der Kostenneutralität; der städtische Haushalt wird belastet,
- Vorrang oder Vorhaltung für Einheimische ist nicht umzusetzen,
- kein Einfluss auf Bodenpreise,
- Gefährdung der Fördermittel aus dem Dorferneuerungsprogramm,
- Widerspruch zu den Empfehlungen der Wohnungsmarktstudie (z. B. Fokus auf 

Innenentwicklung richten).

Die Diskussionsrunden mit den Ortsvorstehern im November 2014 und Juni 2015 führten 
dann zu  folgenden Ergebnissen:
- keine grundsätzliche Abkehr vom Grundsatzbeschluss zur Baulandentwicklung,
- es wird keine Neuausweisung großflächiger Gebiete gewünscht,
- die Größenordnung der neuen Baugebiete muss in Relation zum „Integrierten 

kommunalen Entwicklungskonzept“ (IKEK) stehen,
- kurzfristige Verfügbarkeit von Bauland ist elementar,
- SEG ist als Erschließungsträger aktiv mit einbeziehen,
- Ausweisung von Bauland als Mittel zur Stabilisierung der Einrichtungen der sozialen 

Infrastruktur in den Außenstadtteilen,
- Prinzip der Kostenneutralität für die Stadt sollte beibehalten werden.

Entsprechend den ursprünglichen Zielsetzungen zur Baulandentwicklung in den 
Außenstadtteilen und in Reaktion auf die geäußerten Anregungen aus den Außenstadtteilen, 
wird vorgeschlagen, insbesondere beim Ziel der kurzfristigen Verfügbarkeit von Bauland und, 
damit verbunden, der Mindestquote für „Einheimische“, sowie bei der Einbeziehung der SEG 
als Erschließungsträger weitere Entwicklungsmöglichkeiten zu eröffnen, ohne dass die 
primären Zielsetzungen zur Kostenneutralität, der zügigen Entwicklung und zur 
Berücksichtigung des Eigenbedarfs in Frage gestellt werden.
Die Ausweisung größerer Baugebiete in den Außenstadtteilen wird auf absehbare Zeit nicht 
angestrebt. Im Gegensatz zu den von den Ortsvorstehern wiederholt geäußerten Annahmen 
zu signifikanten Einflüssen der Neubaugebiete auf die Nachfragesituation bei sozialen 
Infrastruktureinrichtungen stehen allerdings die objektiven Verhältnisse: selbst bei 
Baugebieten in einer Größenordnung von 5 und mehr Hektar Fläche und der theoretischen 
Annahme der kurzfristigen Besiedlung sind die Einflüsse einzelner Baugebiete auf die 
sozialen Infrastrukturen marginal - im Zusammenhang mit Fragestellungen zum Betrieb 
sozialer Infrastrukturen bieten organisatorische Maßnahmen wirksamere Ansätze als die 
Neuausweisung von Bauland. Unberücksichtigt blieben bei der Ausweisung eines großen 
Baugebietes zudem auch Fragen zur Einflussgröße auf die insgesamt relativ geringeren 
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Nachfragemengen und die Verteilung der übrigen Nachfragemengen zwischen den  
einzelnen Außenstadtteilen.

3.  Weiteres Vorgehen

Zum Erreichen der bekannten Zielsetzungen im Zusammenhang mit der Ausweisung von 
Bauland sind für den Fall, dass die Stadt kein Flächeneigentümer ist, flankierende 
Maßnahmen notwendig. Denn zum einem bietet das Bauplanungsrecht ohne begleitende 
Verträge keine Möglichkeit zur Umsetzung der strategischen Zielsetzungen, zum anderen 
erfordern „neue Wege“ bei der Grundstücksentwicklung, insbesondere bei zersplitterten 
Grundbesitzverhältnissen, erhöhten Informations- und Kommunikationsaufwand. Zu oft 
beherrscht noch das Vorbild der Vergangenheit den Verhandlungstisch, wo 
Planungsgewinne seitens der Grundeigentümer abgeschöpft wurden und 
Finanzierungsrisiken komplett auf die Gemeinde abgewälzt werden konnten.

A) Zielsetzung: kurzfristige Bereitstellung von Bauland (für Einheimische)

Die bisherige Entwicklungsvoraussetzung, eine Mindestanzahl Bauwilliger aus dem Stadtteil, 
entfällt künftig.
Zentrale Voraussetzung bleibt dagegen die Verkaufsbereitschaft des/der Eigentümer(s) 
geeigneten Baulandes im Stadtteil; mit Einverständnis des Ortsbeirates könnte ein dem 
Stadtteil angemessenes  Baugebiet ausgewiesen und erschlossen werden. Zwingende 
Voraussetzung bleibt allerdings auch, dass mit allen Eigentümern (dem Eigentümer) 
vertraglich vereinbart wird, dass die Entwicklungs- und Erschließungskosten von deren 
(seiner) Seite vorfinanziert werden; der städtische Haushalt soll unangetastet bleiben. Der 
Verkauf der erschlossenen Grundstücke orientiert sich an den vereinbarten Bedingungen im 
Hinblick auf Preise (Bodenrichtwert, Planungsmindestgewinn), sozialen Aspekten (z.B. 
Familien mit Kindern), Zeiten/Fristen (Vorhalten einzelner Grundstücke für „Einheimische“).
Im Prinzip ist dieses Verfahren schon im Stadtteil Cyriaxweimar durchgeführt worden. Die 
eingeworfenen (landwirtschaftlich genutzten) Grundstücke wurden im Rahmen einer 
vereinfachten Umlegung für die Zwecke der Bebauung neu zugeschnitten und synchron die 
Erschließung erstellt. Planungs- und Umlegungsleistungen wurden durch die Stadt erbracht. 
Das Verfahren brachte für alle Beteiligten, auch wirtschaftlich, einen Gewinn.
Bei Festlegung des geeigneten Baugebietes liegen die Risiken im Wesentlichen im 
Zeitfaktor, d. h. in den Kosten für die Vorfinanzierung der Kosten für Planung und 
Erschließung gegenüber dem Verkaufszeitpunkt.

B) SEG als Erschließungsträger

Ähnlich wie bei den Entwicklungen in Wehrshausen oder Haddamshausen, wo bei 
homogenen Eigentumsverhältnissen ein privater Erschließungsträger die Entwicklung des 
Baugebietes vorfinanziert und realisiert, kann prinzipiell auch die SEG als Alternative zum 
rein privaten Erschließungsträger fungieren. Voraussetzung ist in diesem Falle allerdings 
auch, dass es vor dem Hintergrund der allgemeinen Zielsetzungen zur Entwicklung von 
Bauland in den Außenstadtteilen zu weitergehenden vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
der SEG und dem Eigentümer des eingeworfenen Grundstückes zu den Modalitäten der 
Umsetzung und der Risikoverteilung kommt. 
Unabhängig von der Lösung mit der SEG sollten allerdings auch weiterhin vertragliche 
Vereinbarungen mit privaten Erschließungsträgern möglich sein. 

Schließlich wird in Erinnerung gerufen, dass, in Konsequenz zu dem in 2005 gefassten 
Beschluss zur Prioritätenliste und der vorangegangenen Alternativenprüfung, auch weiterhin 
die städtebauliche-landschaftsplanerische Eignung einer Fläche primäre Voraussetzung für 
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die bauliche Entwicklung eines Baugebietes bleibt; erst wenn diese gegeben ist, können 
Verhandlungen mit den Eigentümern zielführend aufgenommen werden.

Im Zusammenhang mit der laufenden Diskussion zur Wohnungssituation in Marburg und den 
Zielsetzungen der Wohnungsmarktanalyse wird abschließend unterstrichen, dass mit der 
strategischen Baulandentwicklung der Außenstadtteile lediglich ein kleineres 
Wohnungsmarktteilsegment, das des freifinanzierten (meist freistehenden) 
Einfamilienhauses in peripherer Lage, bedient wird. Während der ökologische Einfluss der 
Einfamilienhausgebiete und der planerische Aufwand bei der Entwicklung weiterhin 
überproportional hoch bleiben, ist der Einfluss von Baulandinitiativen auf Stadtteilebene, 
selbst unter summarischer Betrachtung, für den gesamtstädtischen Wohnungsmarkt als 
nachrangig zu betrachten. Die Diskussion und der Austausch mit den Ortsbeiräten zeigen,  
dass die Stärkung der Innenentwicklung und das integrierte Entwicklungskonzept wichtig 
sind. Daneben ist die konkrete Perspektive, neues Bauland zu entwickeln, aber auch sehr 
wichtig, um ein „Wir-Gefühl“ und damit die örtliche Identifikation zu stärken. 

Dr. Franz Kahle
Bürgermeister

Anlagen
- überarbeiteter Sachstandsbericht (Stand: 08/2015)
- Protokolle der Abstimmungsrunden zwischen Ortsvorstehern, Bürgermeister Dr. Kahle 

und FD Stadtplanung am 26.11.2014 und 16.06.2015

Beteiligung an der Vorlage durch:

FBL 6 FD 61

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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Beschlussvorlage
Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:

VO/4354/2015
öffentlich
30.09.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: II
Fachdienst: 61 - Stadtplanung
Sachbearbeiter/in: Bernd Nützel 

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg
Bebauungsplan Nr. 10/1, 3. Änderung "Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-Straße"

- Bericht über die Ergebnisse der Prüfung, der während der öffentlichen 
Auslegung und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange eingegangenen Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:

1. Die während der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen wurden mit nachstehendem Ergebnis 
geprüft:
a) Die unter Nr. 1 angeführte Stellungnahme wird berücksichtigt.
b) Die unter Nr. 2 und 6 angeführte Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt.
c) Die unter Nr. 3 - 5 und 7 - 25 angeführten Stellungnahmen werden nicht 

berücksichtigt.

Die Grundzüge der Planung werden hiervon nicht berührt.

2. Der Bebauungsplan Nr. 10/1, 3. Änderung, „Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-Straße“ 
wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Begründung:

Die angespannte Situation auf dem Marburger Wohnungsmarkt macht es dringend 
erforderlich, Wohnungsbau zu fördern. Insbesondere im Segment des sozialen und des 
studentischen Wohnungsbaus sind in den letzten Jahren bereits erfolgreich große 

zu TOP 4.

9 von 51 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 27.10.2015
Seite: 2/28

Anstrengungen unternommen worden, um weitere Wohnungen zur Verfügung zu stellen. 
Auch das vom Land Hessen und der Universitätsstadt Marburg geförderte Projekt zur 
Schaffung von 300 zusätzlichen Sozialwohnungen durch die GWH ist auf gutem Weg. 
Allerdings fehlt es hier noch für einen erheblichen Teil der vom Land in Aussicht gestellten 
hohen Fördergelder an Realisierungsmöglichkeiten. Unter anderem soll mit dieser 
Bebauungsplanung die weitere Umsetzung des Projektes gesichert werden, in dem  in dem 
Gebiet knapp 100 Sozialwohnungen entstehen können. 

Weitere große Anstrengungen sind aber notwendig, um der Wohnungsnachfrage zu 
entsprechen. Dies wird durch die aktuellen Arbeiten am Wohnraumversorgungskonzept, das 
in Kürze vorgelegt wird, bestätigt. Ferner machen die sehr erfreuliche Entwicklung der 
Studierendenzahlen an der Universität und die Aufnahme von Flüchtlingen zusätzlichen 
Wohnungsneubau erforderlich. 

Für den vorliegenden Bebauungsplan hat die Stadtverordnetenversammlung der 
Universitätsstadt Marburg am 29. Juni 2012 den Aufstellungsbeschluss gefasst. Gleichzeitig 
ist festgelegt worden, das Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Umweltbericht 
durchzuführen, da es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt. 

Im Zeitraum vom 28. März bis einschließlich 11. April 2014 hat die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs.1 BauGB mit dem 
Vorentwurf stattgefunden.

Die öffentliche Auslegung des Entwurfes wurde nach § 3 Abs. 2 BauGB parallel mit der 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom 13. April 2015 bis einschließlich 13. Mai 2015 durchgeführt. 

Der Entwurf hat die Überplanung einer ca. 2,8 ha großen Fläche, die inselhaft im Stadtgebiet 
liegt, mit 3-4 geschossigen Wohngebäuden (insgesamt 186 WE) zum Inhalt. Über die Hälfte 
davon (98 WE) entlang der Friedrich-Ebert-Straße sind für den sozialen Wohnungsbau 
vorgesehen. Als nördlicher Abschluss im Zufahrtsbereich zur Vitos-Klinik ist ein 4-
geschossiges Gebäude (SO-Gebiet) an der Cappeler Straße vorgesehen, um den Bau eines 
für die Klinik neuen Eingangsgebäudes zu ermöglichen.

Im Rahmen der Offenlage sind über 20 Einwenderschreiben (siehe Anlage) von Bürgerinnen 
und Bürgern eingegangen, aber auch von Organisationen, die alle das gemeinsame Ziel 
verfolgen, die vorgesehene Bebauung an dieser Stelle zu verhindern. In allen diesen 
Schreiben werden auf unterschiedliche Art und Weise, aber auch textgleich, hauptsächlich 
folgende Argumente wiederholt vorgetragen:
 hohe ökologische Wertigkeit und Aufenthaltsqualität der Fläche
 Schutzfunktion des Waldstückes vor Lärm, Staub, Abgasen sowie dessen CO2-

Minderungspotential
 keine Verlegung des Bolzplatzes von der Ecke Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-Straße 

an eine andere Stelle
 unverträgliche Zunahme des Anliegerverkehrs
 Veränderung der Sozialstruktur am unteren Richtsberg durch die Neubebauung
 vorhandene Planwerke, die gegen die Bebauung der Fläche sprechen
 Denkmalschutz
 fehlende Alternativenprüfung für die Neubebauung
 hohe Belastung für das Wohnquartier unterer Richtsberg 

Alle Argumente und die entsprechenden Abwägungsvorschläge können dem unten 
aufgeführten Ergebnis der Prüfung (Tabelle) entnommen werden. 
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Für den Teil des Geländes, der als Wald zu beurteilen ist, hat die Vitos Gießen-Marburg 
GmbH einen Rodungsantrag gestellt. Die Waldrodung ist vom Landkreis Marburg-
Biedenkopf im Januar 2015 genehmigt worden. Im Juni 2015 ist eine Klage mit Eilantrag 
gegen die Rodungsgenehmigung beim Verwaltungsgericht Gießen eingereicht worden. 
Beklagt sind der Landkreis Marburg-Biedenkopf und die Vitos Gießen-Marburg GmbH. Am 
17. September 2015 hat das Verwaltungsgericht Gießen über den Eilantrag entschieden und 
diesen abgelehnt. Das Verfahren zur Klärung der eigentlichen Klage wird vom Gericht 
demnächst aufgenommen. Dieser Rodungsantrag für die etwa 1,9 ha große Waldfläche hat 
in Absprache mit Hessen Forst auch eine ca. 4,7 ha große Ersatzaufforstung enthalten. 

Der Naturschutzbeirat hat in seiner Stellungnahme vom 08. Mai 2014 der Umsetzung des 
Bebauungsplanes, der die Rodung dieses Waldstückes zur Folge hat, grundsätzlich 
zugestimmt. Er hat in seiner Sitzung am 18. Juni 2015 klargestellt, dass er die Bebaubarkeit 
dieses Waldstückes bereits abschließend behandelt hat. Das beigefügte 
Artenschutzgutachtens zu diesem Bebauungsplan kommt ebenfalls zu diesem Ergebnis. Es 
ist auch vor dem Hintergrund der Anforderungen gemäß dem Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) an ein Artenschutzgutachten nicht zu beanstanden. Das Gutachten von Herrn 
Prof. Dr. Martin Kraft (08/2015), das im Rahmen der Klage gegen die Rodungsgenehmigung 
im Laufe dieses Verfahrens von den Klägern dem Gericht vorgelegt worden ist, betrifft 
grundsätzlich nicht das Bebauungsplanverfahren, sondern die Frage der Rechtmäßigkeit der 
vom Landkreis Marburg-Biedenkopf erteilten Rodungsgenehmigung.

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Inanspruchnahme dieser 
innerstädtischen Fläche – die sich als Wald darstellt - gesamtökologisch abzuwägen ist 
gegen eine Fläche, die sich im Plangebiet befindet („Stadtbalkon“) oder die  am Stadtrand 
neu zu bebauen wäre. 

Da der bestehende Bolzplatz an der Ecke Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-Straße mit 
Wohnen überplant wird und er im Kreuzungsbereich der beiden Straßen schlecht erreichbar 
und lärmvorbelastet ist, ist es das Ziel, einen neuen öffentlichen Bolzplatz im Bereich 
„Stadtbalkon“ zu errichten. Vitos und die Universitätsstadt Marburg können die notwendigen 
Flächen für die Errichtung und den Betrieb eines öffentlichen Bolzplatzes im „Stadtbalkon“  
zur Verfügung stellen.

Allerdings kann das Eckgrundstück (WA3-Gebiet, Ecke Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-
Straße), auf dem sich jetzt noch der Bolzplatz befindet, erst dann bebaut werden, wenn der 
neue öffentliche Bolzplatz im „Stadtbalkon“ in Nutzung genommen ist. Bis dahin bleibt der 
bestehende Bolzplatz erhalten.  

Der Ortsbeirat Richtsberg hat in seiner Sitzung am 11. Juni 2015 über den Bebauungsplan-
Entwurf diskutiert. Dabei ist die Meinung geäußert worden, dass der Richtsberg von den 
Projekten zum sozialen Wohnungsbau am massivsten betroffen sei. Die zunehmende 
Belastung durch Verkehr, Schadstoffe und Lärm, die hauptsächlich den sozialen 
Wohnungsbau beinträchtigen würde, ist bemängelt worden. Weiter ist angeregt worden, 
alternative Standorte zu finden. Ein Beschluss ist nicht gefasst worden. 
Die zu erwartenden Belastungen durch Verkehr, Schadstoffe und Lärm gerade für den 
sozialen Wohnungsbau an der Friedrich-Ebert-Straße sind nicht so gravierend wie vom 
Ortsbeirat befürchtet. Die getrennte Erschließung des Plangebietes (nach Norden und 
Süden), der Anliegerstraßencharakter der Friedrich-Ebert-Straße und der passive 
Lärmschutz (WA3) begründen dies. Schon heute haben die Mehrfamilienhäuser in der 
Friedrich-Ebert-Straße eine hohe Standortqualität. Der in der Ortsbeiratsitzung 
angesprochene Alternativstandort befindet sich in privatem Eigentum. Er stellt aus 
städtebaulicher Sicht keine Alternative dar, da er kurzfristig nicht zur Verfügung stehen 
würde. Zudem kann angenommen werden, dass sich der auf dem freien Markt zu zahlende 
Bodenpreis für Sozialwohnungen als nicht finanzierbar darstellen würde. 
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Alle den Richtsberg betreffende Projekte werden auf der Grundlage begleitender, integrierter 
Konzepte der „Sozialen Stadt“ erarbeitet. Diese Konzepte sind auch als Entwicklungsprozess 
zu bewerten. Für den Bebauungsplan bedeutet dies, dass sich die Bebauungsplaninhalte 
aus dem Rahmenplan „Städtebauliches Strukturkonzept zum ZSP“ entwickelt haben. Hier 
liegt also ein konkretes Gesamtkonzept vor. 
Zu der Frage der sozialen Infrastruktur haben sich die beteiligten Behörden und Stellen, die 
im Bauleitplanverfahren zu berücksichtigen waren, in keiner Weise kritisch geäußert und es 
sind auch keine negativen Stellungnahmen in diesem Zusammenhang eingegangen. 
Die geplanten baulichen Ergänzungen (GWH-Projekte) sind darüber hinaus in einem 
transparenten Planungsprozess in allen notwendigen politischen Gremien und Beiräten 
wiederholt erläutert und den aktuellen Diskussionsstand auch im Ortsbeirat dargestellt 
worden. 
Der gesamte Planungsprozess zum 300-WE-Programm ist von vornherein in 
Realisierungsabschnitte unterteilt worden, um sich dem Diskussionsprozess auch anpassen 
zu können. Ergebnis bis heute:

 In einem ersten Planungsschritt sind für den Richtsberg bisher an den Standorten 
„Damaschkeweg“ am unteren Richtsberg und der Straße „Am Richtsberg“ am mittleren 
Richtsberg zwei Vorhaben mit zusammen 56 WE bereits in Bau und werden noch 
2015/2016 bezogen.

 Für einen zweiten Planungsschritt hat die Universitätsstadt Marburg zusammen mit der 
GWH und dem Gestaltungsbeirat 2014 einen Planungsworkshop – auch unter 
Beteiligung des Ortsbeirates – durchgeführt, aus dem drei Projekte für den Richtsberg 
einvernehmlich diskutiert und für die seitens der GWH Anfang 2015 die Bauanträge 
gestellt worden sind. 

 Dies sind Projekte im „Damaschkeweg“, in der „Friedrich-Ebert-Straße“ und der 
„Sudetenstraße“ mit zusammen 96 WE. Sie sind vom Magistrat bestätigt und 
zwischenzeitlich genehmigt.

 Andere Standorte, die im Workshop als potentielle Standorte, z. B. am Karlsbader Weg, 
vorgesehen waren, sind dabei - nicht zuletzt wegen Bedenken aus dem Ortsbeirat - als 
nicht zustimmungsfähig eingeschätzt worden. 

Um nun die angestrebte und mit der GWH sowie dem Land Hessen vereinbarte und durch 
die Ergebnisse der aktuellen Wohnungsmarktanalyse bestätigte Anzahl notwendiger und 
geförderter Wohnungen zu schaffen, hat die Universitätsstadt Marburg die Vitos Gießen-
Marburg GmbH und die GWH zusammengeführt, damit der geplante dritte Planungsschritt 
über die Rechtskraft des Bebauungsplanes für das Vitos-Gelände mit möglichen 98 WE 
annähernd erreicht werden kann. 

Insofern sind damit viele Aspekte der vom Ortsbeirat aufgeworfenen Fragen zu großen 
Teilen bereits abgearbeitet worden.

Unabhängig davon werden mögliche weitere potentielle Standorte, die für den Richtsberg in 
Frage kämen, bis Herbst d. J. im Rahmen eines Wohnraumkonzeptes zur Diskussion 
gestellt. Dabei sollen aber nicht nur Standorte am Richtsberg, sondern auch im Stadtgebiet 
Berücksichtigung finden. Darüber hinaus ist das „Soziale Stadt“-Projekt Richtsberg 
beauftragt, die Fragen der sozialen Infrastruktur – auch unter Berücksichtigung der bisher 
getroffenen Entscheidung – aufzuarbeiten. 

Ergebnis der Prüfung der während der Verfahrensschritte gem. § 3 Abs. 2 und. § 4 
Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen zum Bebauungsplanes Nr. 10/1, 3. 
Änderung, „Cappeler Straße/Friedrich-Ebert-Straße“

In nachstehender Tabelle sind in der linken Spalte die Anregungen der Einwender zur 
besseren Verdeutlichung stichpunktartig zusammengefasst. Die gesamten Einwender-
schreiben sind in der Anlage beigefügt.
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Name Inhalt
1) Untere Naturschutzbehörde
Schreiben vom 22.05.2015

Seitens des Naturschutzbeirates werden 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung geäußert. Allerdings wird darauf 
hingewiesen, dass die Einrichtung von 
Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse an 
Gebäuden (Artenhilfsmaßnahme) im Rahmen 
des städtebaulichen Vertrages fixiert werden 
sollte.

Die Anregung wird berücksichtigt.

Die Umsetzung der Artenhilfsmaßnahmen 
wird im städtebaulichen Vertrag 
aufgenommen.

2) AG Gemeinwesenarbeit Richtsberg/ 
Bürgerinitiative für Soziale Fragen e. V.
E-Mail vom 06.04.2015 und
Schreiben vom 06.05.2015

1.
Es wird deutlich gemacht, dass bei einem 
Wegfall des Bolzplatzes Ecke Cappeler 
Str./Friedrich-Ebert-Str. Ersatzstandorte für 
den Bolzplatz notwendig seien, die so nah 
wie möglich am Wohnquartier unterer 
Richtsberg liegen. Ein alleiniger Bolzplatz am 
Standort „Stadtbalkon“, der für ältere Kinder 
„begrüßenswert sei, werde nicht ausreichen, 
da der Bestandbolzplatz hauptsächlich von 
jüngeren Kindern unter 10 Jahren genutzt 
wird.

2.
Wäre die Mitnutzung des vitoseigenen 
Bolzplatzes nicht möglich, wird der Bau eines 
kleineren Ballsportplatzes als Ergänzung der 
Anna-Freud-Schule auf dem Vitosgelände 
vorgeschlagen.

Die Anregungen werden  teilweise 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der 
bisherige Bolzplatz nicht im öffentlichen 
Eigentum ist. Daher ist die Zukunftsfähigkeit 
nicht gesichert. Diese Situation wird mit der 
Verlegung des Bolzplatzes in ca. 300 m 
Entfernung vom bisherigen Standort 
verbessert, da die Bolzplatznutzung hier 
dauerhaft gesichert ist. Der neue 
Bolzplatzstandort ist für manche Wohnhäuser 
künftig weiter entfernt; für viele Gebäude in 
der Friedrich-Ebert-Straße ist der Bolzplatz 
hingegen künftig auf kürzerem Weg zu 
erreichen. Der neu entstehende öffentliche 
Bolzplatz im Bereich „Stadtbalkon“ liegt 
insgesamt daher fußläufig in ähnlicher 
Entfernung vom Wohnquartier unterer 
Richtsberg und ist auch für die Nutzung 
durch Kinder unter 10 Jahren geeignet. 
Allerdings wird der bestehende Bolzplatz an 
der Ecke Cappeler Str./Friedrich-Ebert-Str. 
erst dann aufgegeben werden können, wenn 
der Bolzplatz im „Stadtbalkon“ durch die 
Öffentlichkeit genutzt werden kann.

Zu 2.:
Ein zusätzlicher Bolzplatzneubau im Bereich 
der Anna-Freud-Schule ist unter dem Aspekt 
der Neuinvestition des Bolzplatzes im 
„Stadtbalkon“ nicht notwendig. Dieser ist für 
alle Altersgruppen nutzbar.

3) Kindergarten Glühwürmchen
Schreiben vom 15.04.2014

1.
Es werden Argumente aufgezählt, die den 
Bolzplatz an der Ecke Cappeler 

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur AG 
Gemeinwesenarbeit/Bürgerinitiative für 
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Str./Friedrich-Ebert-Str. für die Nutzung durch 
den Kindergarten als idealtypisch erscheinen 
lassen. In direktem Umfeld des Kindergartens 
zwischen den Häusern im unteren Richtsberg 
steht für die Freiflächennutzung durch die 
Kinder keine Fläche zur Verfügung.

2.
Der bestehende Bolzplatz ist aufgrund seiner 
Nähe zum Wohnbereich unterer Richtsberg 
optimal, da weiter entferntere Standorte von 
der Bewohnerschaft nicht angenommen 
werden würden. Aufgrund der verschiedenen 
Nationen und Kulturen im Stadtteil werden 
die Kinder nicht alleine aus dem Haus gehen 
können.

3.
Es wird in Frage gestellt, dass die Mitnutzung 
des klinikinternen (vitoseigenen) Bolzplatzes 
durch externe öffentliche Nutzer mit der 
Kliniknutzung in Einklang zu bringen sei.

4.
Weiter wird die Frage aufgeworfen, ob die 
Friedrich-Ebert-Str. weiterhin eine Anlieger-
straße bleiben kann, wenn durch die 
Neubebauung mehr Bewohner, die 
zusätzlichen Kfz-Verkehr erzeugen, dort 
einziehen. Die Nachverdichtung 
Damaschkeweg/Friedrich-Ebert-Str. und die 
angedachte Bebauung des Spielplatzes „Villa 
Kunterbunt“ würden die jetzt schon knappe 
Freiflächensituation im Stadtteil weiter 
verschlechtern.

5.
Durch diese Nachverdichtung (Damaschke-
weg/Friedrich-Ebert-Str.) werden die 
bestehenden Kfz-Stellflächen überbaut und 
woanders konzentriert neu angelegt. Auch 
das würde zu einer weiteren Reduzierung der 
Freiflächensituation führen. Um dem zu 
entgehen wird vorgeschlagen, für alle 
Häuser, auch die des sozialen 
Wohnungsbaus, Tiefgaragen vorzusehen.

Soziale Fragen e. V. unter Pkt. 1 verwiesen.

Zu 2.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur AG 
Gemeinwesenarbeit/Bürgerinitiative für 
Soziale Fragen e. V. unter Pkt. 1 verwiesen.

Zu 3.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur AG 
Gemeinwesenarbeit/Bürgerinitiative für 
Soziale Fragen e. V. unter Pkt. 1 verwiesen.

Zu 4.:
Der Bebauungsplan sieht 146 neue 
Wohneinheiten (WE) vor, die über die 
Friedrich-Ebert-Str. erschlossen werden. 
Dabei handelt es sich um eine geringfügige 
Zunahme, die im täglichen 
Verkehrsaufkommen in der Friedrich-Ebert-
Str. nicht wahrnehmbar sein dürfte. Zudem 
sind Verkehrszunahmen nicht der Grund für 
die Aufhebung einer Anliegerstraße. Die 
erfolgte Nachverdichtung im unteren 
Richtsberg (Damaschkeweg/Friedrich-Ebert-
Str.) hat keine unmittelbare Auswirkung auf 
die Freiflächensituation für den Kindergarten 
Glühwürmchen.

Zu 5.:
Der Kindergarten Glühwürmchen ist nicht 
betroffen, da die Neuanlage von Stellplätzen 
nicht auf Freiflächen erfolgt, die für den 
Kindergarten relevant sind. Im Übrigen sind 
bereits bei den vorgelegten 
Nachverdichtungsprojekten der GWH 
weitgehend Tiefgaragenlösungen 
vorgesehen.

4) Lokale Agenda
Schreiben vom 11.05.2015

1.
Der Beschluss des Stadtparlaments vom 
21.05.2003 zur Rahmenplanung 

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Der Beschluss des Stadtparlamentes vom 
21. Mai 2003 ist bei der Aufstellung dieses 
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stadträumliches Strukturkonzept für das 
Zentrum für soziale Psychiatrie (nunmehr 
Vitos) wäre bei diesem Bauleitplanverfahren 
nicht beachtet worden.

2.
Der Bebauungsplan 10/1 für das 
Gesamtgelände von 1976 wäre weiterhin für 
das Gesamtareal gültig. Insbesondere 
beträfe dies die Festsetzungen zum Erhalt 
von Gehölzen. Dies würde durch den 
beschlossenen Landschaftsplan von 2009 
(Anmerkung der Verwaltung: 
Landschaftsplan Mitte, genehmigt in 2007) 
durch seine Aussagen für das Klinikgelände 
bekräftigen. Beide Sachverhalte wären durch 
diese Planung missachtet worden.

Bauleitplanes beachtet worden. Die 4 
Unterpunkte (a - d) dieses Beschlusses sind 
wie folgt berücksichtigt worden.
a) Mit dem Kernbereich ist die in dem 
stadträumlichen zentralen Strukturkonzept 
gelb dargestellte Fläche zu verstehen, die 
weiterhin (aus damaliger Sicht) 
ausschließlich für Klinikzwecke genutzt 
werden soll. In dieser Gelb-Fläche befindet 
sich das jetzt zur Bebauung überplante Areal.
b) Mit dem als „alle“ übrigen Flächen 
bezeichneten Bereich sind die in grün 
dargestellten Randzonen im Norden und 
Osten des stadträumlichen Strukturkonzeptes 
zu verstehen. Diese werden durch den nun 
zu betrachtenden Bebauungsplan nicht 
berührt.
c) Unerheblich in diesem Fall. (unter Pkt. 
c. wird ausgeführt, dass die im Gelände 
befindlichen Gebäude neuen Nutzungen 
zugeführt werden sollen).
d) Dieser Passus bezieht sich wieder auf 
die grün dargestellten Flächen in dem 
stadträumlichen Strukturkonzept. Die 
Forderung nach einem Ideenwettbewerb 
umfasst insbesondere die im stadträumlichen 
Strukturkonzept innerhalb der Grünfläche im 
„Stadtbalkon“ liegende, Baumöglichkeit im 
Osten (im Bereich des 
Schwesternwohnheimes). Zudem gab es zu 
diesem Areal im Vorfeld studentische 
Planungsentwürfe, die die 
unterschiedlichsten Ideen für eine Bebauung 
aufgezeigt haben.

Zu 2.:
Parallel zum Aufstellungsbeschluss zu 
diesem Bebauungsplan (3. Änderung des 
Bebauungsplans 10/1) hat sich die 
Stadtverordnetenversammlung intensiv mit 
der veränderten Entwicklung des Klinik-
standortes an der Cappeler Str. auseinander-
gesetzt. Dabei wurde die historische 
Entwicklung des Geländes, die freiraum-
planerische und städtebauliche Situation des 
Areals, aber vor allen Dingen die geänderten 
gesundheitspolitischen Rahmenbedingungen 
zur Kenntnis genommen. Diese politischen 
Veränderungen sind der Grund dafür, dass 
immer mehr Flächen des Klinikareals aus 
medizinischer und klinischer Sicht nicht mehr 
benötigt werden. Deshalb hat die 
Stadtverordnetenversammlung parallel zum 
Aufstellungsbeschluss den Beschluss 
gefasst, diese freiwerdenden Flächen 
bauleitplanerisch zu begleiten. Mit diesem 
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3.
Aus Sicht der lokalen Agenda sind die 
Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) 
und des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) nicht ausreichend berücksichtigt 
worden. Vor diesem Hintergrund sollten die 
Alternativflächen für Wohnungsbau im 
„Stadtbalkon“ bevorzugt werden.

4.
Es wird darauf hingewiesen, dass sich bereits 
2001 die Lokale Agenda für den Erhalt des 
Waldstückes eingesetzt hat und das Gelände 
als geschützter „Landschaftsbestandteil“ 
nach § 5 des Hessischen Naturschutz-
gesetzes ausgewiesen werden sollte.

Aufstellungsbeschluss und der darin 
enthaltenden Motivation, diese Flächen für 
Wohnungsbau zu nutzen, ist der 
Altbebauungsplan aus 1976 in seinen 
Festsetzungen obsolet geworden.

Zu 3.:
Dieser Bebauungsplan ist nach § 13a BauGB 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
ohne Umweltbericht und ohne 
naturschutzrechtlichen Ausgleich aufgestellt 
worden. Gemäß dieser Regelung entspricht 
er den Vorgaben des BauGB und des 
BNatSchG. Zum jetzigen Zeitpunkt gibt es 
keine verfügbaren Alternativflächen für 
Wohnungsbau in diesem Planungsareal. Der 
angesprochene Bereich des „Stadtbalkons“ 
ist zwar vom städtebaulichen Strukturkonzept 
teilweise für eine Wohnbebauung 
vorgesehen. Allerdings wird die Aussage 
getroffen, dass dieses Areal im Falle einer 
Bebauung zwingend verkehrsmäßig über die 
Friedrich-Ebert-Str. aus erschlossen werden 
müsste. Diese Erschließung von der 
Friedrich-Ebert-Str. kann nur durch eine 
Umorganisation des Einkaufszentrums 
erfolgen. Diese Flächen stehen in 
(unterschiedlichem) Privatbesitz und daher 
nicht zur Verfügung. Ohne eine neue 
Erschließung scheint eine teilweise 
Bebauung des „Stadtbalkons“ 
ausgeschlossen. Insgesamt sollte der größte 
Teil des „Stadtbalkons“ aber auch in Zukunft 
unbebaut bleiben. Die „Interkulturellen 
Gärten“, der Gesundheitsgarten und die 
Bildungsgärten haben hier bereits ihren Platz 
gefunden. Der parkartige Charakter um die 
Kirche herum sollte unbedingt mit großen 
Freiflächen erhalten bleiben. .

Zu 4.:
In der Zusammenschau aller Belange, die 
zum Offenlagebeschluss dieses Bebauungs-
planes geführt haben, ist die Notwendigkeit 
Wohnraum zu schaffen, insbesondere sozial 
geförderten Wohnraum, als prioritär 
eingestuft worden. Demgegenüber muss der 
Erhalt der Flächen in der jetzigen Form 
zurückstehen. Diese Entscheidung ist auch 
deswegen richtig, da die innerstädtische 
Lage verkehrsmäßig auch durch den ÖPNV 
sehr gut angebunden ist, dass eine sehr 
hohe Infrastrukturdichte vorhanden ist und, 
nicht zu vernachlässigen, dass eine 
Innenentwicklung gesamtökologisch 
betrachtet deutlich mehr Vorteile mit sich 
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bringt als eine Neuentwicklung im 
Randbereich in der freien Landschaft.

5) IG MARSS
Schreiben vom 11.05.2015

1.
Der Beschluss des Stadtparlaments vom 
21.05.2003 wäre bei diesem 
Bauleitplanverfahren nicht beachtet worden.

2.
Der Bebauungsplan für das Gesamtgelände 
von 1976 wäre weiterhin für das Gesamtareal 
gültig. Insbesondere beträfe dies die Fest-
setzungen zum Erhalt von Gehölzen. 

3.
Es wird die Auffassung vertreten, dass es im 
Vitosareal im sog. Stadtbalkon ausreichend 
Alternativflächen für eine Bebauung geben 
würde. Deshalb würde sich eine unnötige 
Rodung von Wald vermeiden lassen.

4.
Weiterhin würde man sich die im Verfahren 
abgegebenen Stellungnahmen der Lokalen 
Agenda und die der Privatperson Q zu Eigen 
machen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Lokalen Agenda unter Pkt. 1 verwiesen.

Zu 2.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme 4.: zur 
Lokalen Agenda unter Pkt. 2 verwiesen.

Zu 3.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Lokalen Agenda unter Pkt. 3 verwiesen. Der 
größte Teil des „Stadtbalkons“ sollte als  
Park-, Freizeit- und Freifläche dauerhaft 
unbebaut bleiben.

Zu 4.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Lokalen Agenda und zur Privatperson Q 
verwiesen.

6) Privatperson A
Schreiben vom 18.04. und 10.05. 2015

1.
Mit der Rodung des Waldstückes und der 
Neuerrichtung von 186 Wohnungen würden 
Marburger Bürger in ihren Rechten verletzt 
werden. 
Die Schutzfunktion des Waldes gegenüber 
Abgasen, Staub und Lärm würde wegfallen. 
Ebenso würde dadurch das Klinikgelände 
nicht mehr vor Einblicken und der Hitze 
geschützt werden und durch die 
Großbaustelle würde der Klinikbetrieb massiv 
gestört und gefährdet werden. 
Weiter wären Menschen aus den 
umliegenden Stadtquartieren betroffen, da 
deren Grundstücke durch die Grünfläche 
erschlossen seien und sie den Park als 
Naherholungsgebiet nutzen würden.

Die Anregungen werden teilweise 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Es ist nicht zu erkennen, dass durch die 
genehmigte Rodung eines Privatwaldes und 
der dadurch ermöglichten Errichtung von 186 
Wohnungen Marburger Bürger in ihren 
Rechten verletzt würden.
Von dieser Schutzfunktion könnten im 
Grunde nach nur die Klinikgebäude mit ihren 
Nutzern profitieren. Diese sind allerdings in 
einer solchen Entfernung, dass weder 
subjektiv noch objektiv diese Schutzfunktion 
zum Tragen kommt. Des Weiteren wird durch 
eine Neubebauung der Schutz vor Lärm 
objektiv ebenfalls erreicht. Ferner ist auch für 
das Plangebiet eine umfassende Begrünung 
der Straße, Plätze und Wege vorgesehen. 
Darüber hinaus sind auch die Dächer, 
Parkplätze und die Tiefgaragendächer zu 
begrünen. 
Das Klinikgelände braucht keinen Schutz vor 
Einblicken, da gerade das medizinische 
Konzept dahingehend ausgelegt ist, dass 
eine Öffnung des Klinikareals für die 
Patienten förderlich ist.
Eine Erschließung der umliegenden Stadt-
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2.
Durch die Bebauung mit 186 neuen 
Wohnungen würde eine negative Entwicklung 
des unteren Richtsberg, welche den Gebiets-
charakter zerstöre, zementiert werden. Die 
Sozialstruktur des Wohnquartieres unterer 
Richtsberg würde jetzt schon unter 
Berücksichtigung der sich im Bau 
befindlichen bzw. schon genehmigten 
Sozialwohnungen im Damaschkeweg und in 
der Friedrich-Ebert-Str. an der Grenze der 
Belastbarkeit liegen. Es würde die sozial- wie 
auch die verkehrliche Infrastruktur fehlen 
bzw. nicht in ausreichender Kapazität zur 
Verfügung stehen, um dieses Mehr an 
Bevölkerung aufzunehmen.

3.
Auch die drei im Plangebiet bestehenden 
Wohnhäuser an der Cappeler Str. sowie die 
auf der gegenüberliegenden Seite der 
Friedrich-Ebert-Str. wären vom Wegfall des 
Waldes - ähnlich wie das Klinikgelände - 
betroffen. Die zum Wald gewandten Balkone 
wären zum Aufenthalt unbenutzbar.

4.
Der Bebauungsplan würde unter erheblichen 
Rechtsmängeln leiden. Die Universitätsstadt 
Marburg würde ihre Planungshoheit aus der 
Hand geben und eine Mischform aus 
Angebotsplanung und vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan praktizieren. Dadurch 
würden wesentliche Teile der 
Öffentlichkeitsbeteiligung entzogen werden. 
Zur Rechtfertigung, Angemessenheit und 
Einhaltung des Kopplungsverbotes des 
städtebaulichen Vertrages würde keine 
Information zur Verfügung stehen. Dies 
würde ebenso für die Liste der im Verfahren 
zu beteiligenden Träger öffentlicher Belange 
gelten.

quartiere erfolgt durch die Grünfläche nicht. 
Die Nutzung des Parks als „Naher-
holungsgebiet“ ist durch die Rodung des 
Waldes und dessen Bebauung nicht 
eingeschränkt, sondern bleibt in vollem 
Umfang erhalten.

Zu 2.
Gerade die vorhandene Infrastruktur, die in 
den letzten Jahren, insbesondere auch im 
sozialen Bereich, erweitert worden ist, ist ein 
ausschlaggebendes Argument dafür, dass in 
diesem Areal Wohngebäude städtebaulich 
gewünscht und vertretbar sind. Das ist auch 
der Grund, warum die Sozialwohnungen im 
Damaschkeweg und in der Friedrich-Ebert-
Str. vorgesehen worden sind. Das dadurch 
entstehende Mehr an ruhendem und 
fließendem Verkehr kann durch das 
bestehende Straßennetz und die sehr guten 
Busanbindungen aufgenommen werden. 
Gerade in Bezug auf den ruhenden Verkehr 
sind entsprechende Flächen im Plangebiet 
vorgesehen. Auch für den Radverkehr ist die 
Wohnlage hervorragend geeignet.

Zu 3.
Es wird in analoger Weise auf das zu 1. 
gesagte verwiesen.
Die Umwandlung eines Waldes in ein 
durchgrüntes Wohngebiet macht Balkone 
und Gärten nicht unnutzbar.

Zu 4.
Die Wahrnehmung der Planungshoheit durch 
die Gemeinde ist nicht dadurch dokumentiert, 
wer die Planungskonzepte erstellt, sondern 
durch die Beschlusslage der 
Stadtverordnetenversammlung.
Der Bebauungsplan bedient sich gemäß dem 
Baugesetzbuch des Festsetzungskataloges 
des § 9. Es handelt sich weder um einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan noch 
um eine Mischform. Die gesamte Planung ist 
durch Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung der Öffentlichkeit zugänglich. 
Alle Fragestellungen im Zusammenhang mit 
dem städtebaulichen Vertrag unterliegen dem 
Datenschutz, da es sich um ein 
privatrechtliches Vertragswerk handelt. 
Dessen Inhalt wird allerdings durch den 
Bebauungsplan vorgegeben und der 
wiederum unterliegt der 
Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Trägerliste ist 
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5.
Der Genehmigungsbescheid über die 
Rodung, die schalltechnische Untersuchung 
und klimaökologische Untersuchung wären 
nicht dokumentiert und einsehbar gewesen. 
Der Rodungsgenehmigung durch den 
Landkreis Marburg-Biedenkopf würde es an 
der standortbezogenen Vorprüfung des 
Einzelfalles nach dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVP) 
mangeln. 

6.
Der in der Begründung enthaltene 
Gestaltungsplan würde sachfremde 
Festlegungen außerhalb des Plangebietes 
treffen. 

7.
Die planungsrechtliche Herabstufung der 3 
Bestandsbauten entlang der Cappeler Straße 
vom reinen Wohngebiet (WR) zum 
allgemeinen Wohngebiet (WA1) wäre nur 
getroffen worden, um niedrigere Lärmschutz-
ansprüche durchzusetzen („bewohnbare 
Schallschutzmauer“). 

8.
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag wäre 
wegen eines Interessenskonflikts anzu-
zweifeln, da die Autorin Mitglied des 
Naturschutzbeirates der Auftraggeberin ist 
und gleichzeitig Angestellte des Auftrag-
nehmers ist.

jederzeit einsehbar.

Zu 5.:
Der Genehmigungsbescheid über die Wald-
rodung ist durch den Kreisausschuss 
Marburg-Biedenkopf erteilt worden und 
diesbezügliche Fragestellungen sind an 
diesen zu richten. Eine zwischenzeitlich 
eingereichte Klage (einschl. Eilantrag) beim 
Verwaltungsgericht Gießen gegen diese 
Rodungsgenehmigung ist noch nicht 
abschließend behandelt. Der Eilantrag ist 
allerdings vom Gericht mit Entscheidung vom 
18.09.2015 nicht zugelassen worden. 
Eine eigene schalltechnische oder 
klimaökologische Untersuchung ist nicht 
notwendig gewesen, da die in der 
Begründung enthaltenen Aussagen dazu 
ausreichend sind. Kein Träger öffentlicher 
Belange hat dies anders gesehen. Somit sind 
auch diese Grundlagen dokumentiert und als 
Bestandteil der Begründung der Öffentlichkeit 
zugänglich gewesen.

Zu 6.:
Bei dem Gestaltungsplan (S. 21 der 
Begründung) handelt es sich um eine 
Empfehlung, wie aus einer Fachsicht mit dem 
Areal umgegangen werden sollte. Da sich 
dieser Gestaltungsplan nicht allein auf den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
bezieht, sind in Folge dessen auch Aussagen 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes aus dieser Sicht getroffen 
worden. Da er empfehlenden Charakter hat, 
besitzt er natürlich keinen Rechtsstatus.

Zu 7.:
Die Umplanung der 3 Bestandsgebäude vom 
reinen Wohngebiet in ein allgemeines ist vor 
dem städtebaulichen Hintergrund getroffen 
worden, dass zusammen mit den anderen 
WA-Gebieten keine unverhältnismäßige 
Gemengelage entsteht. Die bestehende 
Lärmsituation ändert sich nicht, in Folge 
dessen auch die Lärmimmissionen nicht.

Zu 8.:
Das artenschutzrechtliche Gutachten von 
Simon & Widdig (03/2014, s, Anlagen) zum 
Bebauungsplan ist von der Vitos Gießen-
Marburg GmbH beauftragt worden. In der 
Sitzung des Naturschutzbeirates am 8. Mai 
2014, in der dem Bebauungsplan zugestimmt 
worden ist und es an der Qualität des 
artenschutzrechtlichen Gutachtens nichts zu 
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9.
Durch die Planung würden durchweg 
Gemeinbedarfsflächen im öffentlichen 
Eigentum in rein privatnütziges Bauland 
umgewandelt werden. Dadurch würde ein 
nicht unerheblicher Planungsgewinn 
entstehen, der den Marburger Bürgern 
zustehen würde.

10.
Die Psychiatriepatienten der Vitosklinik 
würden ein besonderes Schutzbedürfnis 
benötigen. Die Parkanlage, die die Klinik von 
der „Außenwelt abkoppelt“, würde durch ihre 
Ruhe wesentlich zu deren Genesung 
beitragen. Der Baustellenbetrieb und die 
„Gemengelage“ mit einer verdichteten neuen 
Bevölkerung wären hierfür besonders 
abträglich. Der Schall- und Schmutzeintrag in 
das Klinikgelände wäre nicht berücksichtigt 
worden.

11.
Dem unteren Richtsberg würde durch die 
Umsetzung des Bebauungsplanes die 
Gentrifizierung und ein Umkippen der 
Sozialstruktur drohen, da dieser zu keiner 
hinreichenden Durchmischung des 
Sozialmilieus beitragen würde.

12.
Eine mögliche Lärmbelastung durch den neu 
anzulegenden Bolzplatz im „Stadtbalkon“ 
(Ersatzstandort für den bestehenden 
Bolzplatz Ecke Cappeler Str./Friedrich-Ebert-

beanstanden gab, hat das besagte Mitglied 
des Naturschutzbeirates nicht teilgenommen.  

Zu 9.:
Es wird lediglich knapp 2.000 m² 
Gemeinbedarfsfläche, die als Vorbehalts-
fläche Kirche tituliert ist, mit einem WA-
Gebiet überplant. Der gesamte restliche 
Geltungsbereich war als SO-Gebiet 
festgesetzt (Ausnahme: das gesamte 
Wohngebiet der Bestandsgebäude an der 
Cappeler Straße). Durch die Umwidmung der 
Gemeinbedarfsfläche für kirchliche Nutzung 
in Flächen für den sozialen Wohnungsbau 
kommt gerade dieser „Planungsgewinn“ den 
Marburger Bürgern zu.

Zu 10.:
Die Öffnung des Teilareals ist Bestandteil des 
medizinischen Konzepts für die Genesung 
der Patienten. Die Parkanlage wird durch den 
Bebauungsplan nicht beeinträchtigt, da die 
bisherige Waldfläche keinerlei Aufenthalts-
qualität, bis auf  einen Trampelpfad, aufweist. 
Durch die Bebauung wird es nicht zu 
zusätzlichem Schall- und Schmutzeintrag auf 
das Klinikgelände bzw. den Park kommen, da 
Wohngebäude weder in Hinsicht auf Lärm 
noch auf andere Immissionen das Klinikareal 
beeinträchtigen. Auch wird in diesem 
Zusammenhang die Befürchtung, dass sich 
die neue Bevölkerung im Rahmen ihrer 
Freizeitnutzung in den Park drängen wird, 
nicht geteilt. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass der Baustellenbetrieb als 
kurzfristiges und vorübergehendes Ereignis 
tolerierbar ist. Dass die angrenzende 
Wohnbevölkerung den Park nutzt, ist 
erwünscht. 

Zu 11.:
Der Bebauungsplan, durch den ca. 190 neue 
Wohnungen geschaffen werden können, von 
denen die Hälfte für den sozialen 
Wohnungsbau vorgesehen sind, der Rest auf 
dem freien Markt angeboten werden kann, 
gewährleistet  eine hinreichende Durch-
mischung der Bevölkerung. Von einer 
drohenden Gentrifizierung kann nicht 
gesprochen werden.

Zu 12.:
Diese Fragestellung gilt es im Umsetzungs-
verfahren bezüglich der Neubebauung und 
der Verlegung des Bolzplatzes zu klären, sie 
ist nicht Bestandteil des Bauleitplan-
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Str.) und seine Auswirkungen auf die 
Bewohner der Leipziger Str. bzw. auf die 
Angestellten und Patienten im Vitosgelände 
wäre bisher nicht ermittelt und auch nicht 
beurteilt worden.

13.
Die in 2005 (Anmerkung der Verwaltung: in 
2002) vorgebrachte Unterschriftenliste zum 
Erhalt des Vitosparkes wäre nicht 
berücksichtigt worden. Trotz massiver 
Bedenken ist gegenüber dem Vorentwurf die 
Ausnutzung auf 186 WE erhöht worden. 

14.
Der Wohnraumbedarf wäre falsch ermittelt 
worden, da er sich als akut darstellt und im 
Wesentlichen durch bessere Mobilisierung 
von existierendem Wohnraum, als durch 
Neubau zu befriedigen wäre. Die 
Universitätsstadt Marburg würde viel 
dringender ein Leerstandskataster als ein 
Baulückenkataster benötigen. Auch wäre nun 
der Vorrang der Nachverdichtung in den 
Innenstadtteilen gegenüber der 
Neuausweisung von Baugebieten in den 
Außenstadtteilen nicht mehr haltbar, da die 
Verträglichkeitsgrenze der Nachverdichtung 
erreicht worden wäre.

15.
Das im Plangebiet stehende ehem. 
Klinikgebäude „Ambulante Psychiatrie“ (Haus 
2) sollte nicht abgerissen werden, sondern 
zum Wohnen genutzt werden. 

16.
Es wird sich gegen eine Nachverdichtung 
und gegen eine Konzentration der 
Kliniknutzung innerhalb des Kernbereiches 
(des Vitosareals) gewendet. 

17.
Der Ensembledenkmalschutz sollte nicht nur 
auf den Kernbereich beschränkt bleiben, 
sondern sich auch auf das Plangebiet 
erstrecken. 

18.
Das Restwaldstück müsse zum Schutz des 

verfahrens.

Zu 13:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Lokalen Agenda unter Pkt. 4.: verwiesen. Die 
Ausnutzung des Gebietes ist erhöht worden, 
um dem wichtigen Belang dringend 
benötigten Wohnraum zu schaffen, vermehrt 
Rechnung zu tragen.

Zu 14.:
Die Universitätsstadt Marburg hat eine 
Wohnungsmarktanalyse (INWISS-Studie) 
erstellen lassen, die den dringenden 
Wohnraumbedarf dokumentiert. Demnach 
kann dieser Bedarf, insbesondere durch 
Neubau, befriedigt werden. Vor diesem 
Hintergrund wäre ein Leerstandskataster 
wenig hilfreich. Der Nachverdichtung in den 
Innenstadtteilen wird gerade vor der 
Dringlichkeit des Wohnungsneubaues immer 
noch der Vorrang vor der Neuausweisung 
von Baugebieten in den Außenstadtteilen 
gegeben. Insbesondere die vorhandene, 
allgemeine, gute Infrastruktur in den 
Innenstadtteilen rechtfertigt dies. 

Zu 15:
Ob und wann das Bestandsgebäude im 
Plangebiet (Haus 2) abgerissen wird, 
entscheidet der Eigentümer. Unabhängig 
davon ist eine Zwischennutzung beantragt 
und genehmigt worden. 

Zu 16.:
Dies hat keine Relevanz für dieses 
Bauleitplanverfahren.

Zu 17.:
Es liegt keine inhaltliche Notwendigkeit vor, 
den Ensembledenkmalschutz auch auf das 
Plangebiet auszuweiten. Der Denkmalbeirat 
hat in seiner Sitzung am 03.09.2013 diese 
Notwendigkeit nicht gesehen und bestätigt, 
dass das Plangebiet nicht Teil der 
Gesamtanlage ist. Somit wird weiterhin an 
der Bebauung festgehalten.

Zu 18:
Das Restwaldstück kann nicht erhalten 
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Klinikgeländes und der Patienten erhalten 
bleiben, damit „Staub, Trockenheit, Hitze, 
Lärm, Drogen, Pöbeleien, Ablenkungen und 
Einblicke“ von außen abgehalten werden 
können. 

19.
Der in der Begründung enthaltene 
Gestaltungsplan trifft auch Empfehlungen 
außerhalb des Planbereiches, wie z. B. 
Baumfällungen. Diese wären völlig 
sachfremd und liegen innerhalb des 
denkmalgeschützten Ensembles. Sämtliche 
alten Bäume sollten erhalten bleiben, zumal 
wenn sie nicht im Plangebiet liegen.

20.
Bei der Internetpräsentation des Entwurfes 
im Zusammenhang mit der Offenlage wäre 
der Offenlagezeitraum nicht benannt worden.

21.
Trotz der Vorgaben gemäß § 13a BauGB 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung) sollte 
sämtliches umweltbezogenes Informations-
material in Zusammenhang mit der Planung 
während der Offenlage benannt werden 
können und an einheitlicher Stelle einsehbar 
sein.

22.
Die Festsetzung Flachdach sei nicht 
erforderlich und kontraproduktiv, da in der 
Umgebung Schrägdächer üblich wären.

23.
Die Eintragung „Fl. 43“ sei in der Planlegende 
nicht erläutert. Die Ergänzung zu „Flur 43“ 
wird vorgeschlagen.

24.
Es würde eine Diskrepanz zwischen der 
angegebenen Flächengröße des SO-
Gebietes und der im Plan dargestellten 
Fläche bestehen.

bleiben, da die Neuschaffung von Wohnraum 
zurzeit höchste Priorität hat. Die umfassende 
Begrünung und Durchgrünung des 
Plangebietes wird aber den angesprochenen 
Schutz ebenfalls gewährleisten. 

Zu 19.:
Da diese Empfehlungen außerhalb des 
Plangebietes getroffen sind, haben sie keine 
Relevanz für dieses Bauleitplanverfahren.

Zu 20.:
Da die Internetpräsentation des Entwurfs nur 
ein ergänzendes Informationsangebot zu 
dem Aushang in den Räumen des 
Fachdienstes Stadtplanung darstellt, ist die 
Nichtbenennung des Offenlagezeitraumes im 
Internet unerheblich. Entscheidend ist die 
Amtliche Bekanntmachung zur Offenlage in 
der der Offenlagezeitraum benannt ist.

Zu 21:
Gerade dies ist bei Verfahren gem. § 13a 
BauGB von Gesetzes wegen nicht 
vorgesehen.

Zu 22.:
An der Festsetzung der Flachdächer wird 
festgehalten, auch wenn in der Umgebung 
überwiegend Schrägdächer vorkommen. Sie 
repräsentieren nicht nur einen 
zeitgenössischen Städtebau, sondern 
ermöglicht eine bessere Einbindung in die 
Umgebung trotz der erhöhten Ausnutzung. 
Die Flachdächer sind zu begrünen und solar 
zu nutzen. 

Zu 23.:
Es ist allgemein bekannt, dass die Abkürzung 
„Fl.“ für Flur steht. Somit braucht sie in der 
Planlegende nicht erläutert werden.

Zu 24.:
Es besteht keine Diskrepanz zwischen der 
angegebenen Flächengröße des SO-
Gebietes und der im Plan dargestellten 
Fläche. Unabhängig davon sind die 
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25.
Das Plangebiet sei nicht konkret genug 
dargestellt. Die Plankarte („Lageplan“ vom 
10.02.2015; Anmerkung der Verwaltung: 
gemeint ist die Darstellung des 
Geltungsbereiches auf S. 19 der 
Begründung) würde ein kleineres Gebiet 
darstellen, als der Gestaltungsentwurf vom 
05.02.2015 auf S. 21 der Begründung. Eine 
solche fehlende Eindeutigkeit des 
Geltungsbereiches könnte seine Nichtigkeit 
bewirken.

26.
Es wird auf kleinere redaktionelle Fehler in 
der Begründung auf S. 18, S. 32 und 34 
hingewiesen. 

27.
Der Begriff „Platzhalter“ für das SO-Gebiet 
sei problematisch (Anmerkung der 
Verwaltung: gemeint ist auf S. 20 der 
Begründung der 3. Absatz zu dem Punkt 
Eingangsbereich zum Vitosgelände), da ein 
Konkretisierungs-gebot für die Festsetzungen 
bestehen würde.

28.
Die verwendeten Formulierungen „zur 
Begrenzung des „Straßenraumes“ bzw. 
„straßenparallele Regelbebauung“ (S. 21/22 
der Begründung unter Punkt Wohnbebauung) 
in der Begründung wären für die Festlegung 
einer Mindestgeschosszahl zu „nebulös“. Es 
wird die Auffassung vertreten, dass diese 
Festlegungen getroffen worden seien, um 
Mindesthöhen festzulegen, die zu einer 
Schallreduktion im rückwärtigen Bereich 
führen würden. Die Festlegung einer 
absoluten Mindesthöhe und einer 
einzuhaltenden Straßenfirstrichtung wäre 
besser zur Schallreduzierung im rückwärtigen 
Bereich geeignet. 

statistischen Angaben (Flächenangaben) zur 
besseren Nachvollziehbarkeit weiter 
aufgegliedert worden. 

Zu 25.:
Das Plangebiet ist in jeder Plandarstellung 
korrekt dargestellt. Es ist immer gleich groß 
dargestellt worden. Die Plandarstellungen 
weisen allerdings unterschiedliche Maßstäbe 
auf. 

Zu 26.:
Die redaktionellen Fehler sind in der 
Begründung korrigiert worden.

Zu 27.:
Da der Begriff „Platzhalter“ in Zusammen-
hang mit dem Gestaltungsentwurf verwendet 
worden ist, ist seine Verwendung 
unproblematisch. Im Bebauungsplan sind die 
Festsetzungen für das SO-Gebiet 
hinreichend konkret. 

Zu 28.:
Die verwendeten Formulierungen in der 
Begründung „zur Begrenzung des Straßen-
raumes“ (S. 30, Pkt. 2.3) bzw. 
„straßenparallele Riegelbebauung“ (S. 21/22 
unter Punkt Wohnbebauung) sind nicht zu 
beanstanden, da die Situation dadurch 
städtebaulich korrekt beschrieben wird. Es 
geht infolgedessen mit diesen 
Formulierungen nicht darum, Mindesthöhen 
zu begründen. Wie weiter auf S. 30 unter Pkt. 
2.3 der Begründung dargelegt wird, geschieht 
die Festlegung der Gebäudehöhe primär aus 
städtebaulichen Gründen. Die Festlegung 
von Mindest- und Höchstgrenzen soll dazu 
dienen, dass sich das Baugebiet bzgl. der 
Höhenentwicklung in die Umgebung 
einpasst. Diese Festlegung ist somit nicht 
getroffen worden, um damit Schallschutz zu 
betreiben. In Pkt. 2.7 schalltechnische 
Untersuchung, S. 15 in der Begründung wird 
die Schallimmissionssituation auf die 
Wohnungen im Plangebiet dargelegt. Das hat 
zur Folge, dass im SO-Gebiet und im WA 3-
Gebiet passive Schallschutzmaßnahmen 
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29.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 
(UVPG) Anlage 1 Nr. 17.2.3 für die Rodung 
von Waldflächen zwischen 1 und 5 ha Größe 
eine standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles notwendig sei. Deshalb wird die 
Auffassung vertreten, dass trotz der 
Durchführung des Bauleitplanverfahrens 
nach § 13a BauGB eine formale Vorprüfung 
nach UVPG für diesen Bebauungsplan 
notwendig sei.

30.
Die Festlegung von Flächen für sozialen 
Wohnraum (WA 3 und WA 4) sei zu 
unkonkret, da diese Festlegungen nur mit 
dem Satz „mit Mitteln der sozialen 
Wohnraumförderung errichtet werden“ 
begründet sei. Es sei allerdings nirgendwo 
ausgeführt, welche Kriterien dieser soziale 
Wohnraum erfüllen müsste. Es müssten die 
Kriterien höchstzulässige Wohnfläche pro 
Bewohner, höchstzulässiges Preisniveau pro 
Bewohner sowie die Mindestdauer der 
sozialen Nutzung hier festgelegt werden. 
Weiterhin müsste ersichtlich sein, auf welche 
Teile vom Wohnraumförderungsgesetz 
(WoFG) und Wohnraumbindungsgesetz 
(WoBindG) Bezug genommen wird.

31.
Es wird die Auffassung vertreten, dass im 
Verfahren die Belange der Patienten der 
Psychiatrischen Kliniken und des Hospizes 
auf dem Vitosareal zu wenig berücksichtigt 
worden wären. Hierzu würde die besondere 
Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit der 
Patienten angeführt. Eine besondere 
Sicherung der Baustelle vor Suizidenten wird 
angeregt. 

festgesetzt worden sind. 

Zu 29:
Die Rodungsgenehmigung ist im Januar 
2015 vom Landkreis Marburg-Biedenkopf 
erteilt worden. Da die Waldrodung nicht 
unmittelbar Gegenstand dieses 
Bauleitplanverfahrens ist, sind Fragen 
diesbezüglich an den Kreis zu richten. Für 
diesen Bebauungsplan ist keine Vorprüfung 
notwendig, da sich dieses 
Bauleitplanverfahren nach dem 
Baugesetzbuch richtet und nicht nach dem 
UVPG. Dass die 
Anwendungsvoraussetzungen des § 13a 
BauGB für dieses Bauleitplanverfahren 
vorliegen, ist vom RP Gießen im August 2014 
bestätigt worden. Somit ist die 
Verfahrensführung ohne UVP-Vorprüfung 
nicht zu beanstanden.

Zu 30.:
Im Rahmen dieses Bebauungsplanes ist 
diese Festlegung ausreichend, da in den 
Förderrichtlinien des Landes Hessen die 
Kriterien für den sozialen Wohnungsbau 
festgelegt sind. Somit braucht dies nicht im 
Bebauungsplan enthalten sein. 

Zu 31.:
Die Belange der Patienten der Vitosklinik sind 
bei der Aufstellung dieses Bebauungsplanes 
berücksichtigt worden. Diese Plankonzeption 
ist im Einklang und in Zusammenarbeit mit 
der Klinikleitung entstanden. Somit ist die 
besondere Schutzbedürftigkeit der Patienten 
in diesem Verfahren gewährleistet. 
Grundsätzlich ist jede Baustelle so zu 
sichern, dass niemand zu Schaden kommen 
kann. Dies ist auch bei dem gerade 
abgeschlossenen großen Klinikneubau der 
Fall gewesen. Die Sicherung der jeweiligen 
Baustellen obliegt der späteren Überwachung 
der Bauausführung. Die Belange der 
Patienten des Hospizes sind durch diesen 
Bebauungsplan nicht berührt, da das Hospiz 
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32.
Der Bebauungsplan sieht für das SO-Gebiet 
keinen Ausschluss von Schankwirtschaften 
bzw. Geschäften, die alkoholische Getränke 
anbieten, vor. Es wird vor diesem Hinter-
grund die Sorge geäußert, dass dieser 
Nichtausschluss dazu führen könnte, dass 
Patienten, die im Vitosklinikum bzgl. ihrer 
Alkoholkrankheit behandelt werden, einem 
erhöhten Rückfallrisiko unterliegen würden.

33.
Es wird die fehlende Anpassung der 
Baugestalt an die Umgebung angemahnt. Im 
Strukturkonzept des Rahmenplanes aus 
2004 sei eine zukünftige Anlehnung der 
Baugestalt an den Bestand Doppelhäuser-
Hausgruppen gefordert worden. Die 
vorgesehenen Flachdächer würden in 
grundsätzlicher eklatanter Art und Weise die 
vorhandenen Schräg-/Giebeldächer in der 
Umgebung missachten.

34.
Es wird die Auffassung vertreten, dass es 
notwendig sei in der Begründung zum 
Bebauungsplan auch die artikulierten 
Interessen zur Abwehr dieses 
Bebauungsplanes aufzunehmen. In diesem 
Zusammenhang wird auf die 
Unterschriftenliste verwiesen, die sich bereits 
2005 gegen jegliches Bauvorhaben auf die 
Psychiatriegelände gestellt hat. In dieser 
Unterschriftenliste sei auch die Ausweisung 
des Parks als Naturdenkmal gefordert 
worden. Ebenso sei in der Begründung nicht 
darauf eingegangen worden, dass in dem 
Beschluss zum Rahmenplan von 21.05.2003 
die Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen habe, dass ein Ideenwettbewerb 
zur Gestaltung des Geländes zwingend vor 
Aufstellung eines Bebauungsplans erfolgen 
müsse.

35.
Die im Bebauungsplan enthaltenen 
Festlegungen zur Bepflanzung bis hin zur 
zulässigen Pflanzenart sei zu detailliert und 
könnte sich kontraproduktiv auswirken. 
Ebenso würden die Anforderungen an 
Einfriedung als entbehrlich empfunden. Eine 
Ausweitung der Freifläche vor dem 
Eingangsgebäude außerhalb des 
Plangebietes (vgl. Begründung S. 20 - 

deutlich entfernt (ca. 500 m Luftlinie) liegt.

Zu 32.:
Es ist nicht die Aufgabe des Bebauungsplans 
dieses geäußerte Behandlungsrisiko 
auszuschließen. Falls dieses medizinisch 
geboten erscheint, kann die Klinik das als 
Eigentümerin der Fläche privatrechtlich 
regeln. Außerdem gibt es auch heute in 
unmittelbarer Umgebung der Kliniken 
Geschäfte, die Alkohol verkaufen. 

Zu 33.:
Zu der fehlenden Anpassung an die 
Baugestalt in der Umgebung wird auf die 
Ausführungen zu Pkt. 22 und 28 oben 
verwiesen. Das Abweichen von Schräg-
/Giebeldächern ist durch die Höhenaus-
nutzung im Plangebiet begründet. Durch die 
Flachdächer wird eine Höhenentwicklung 
verhindert, die sich nicht an die Umgebung 
anpasst.

Zu 34.:
Die Begründung zum Bebauungsplan hat die 
Aufgabe, die Planung städtebaulich zu 
begründen. Die im Verfahren artikulierten 
Interessen zur Abwehr dieses 
Bebauungsplanes sind in den Begründungen 
der Stadtverordnetenbeschlüsse im Rahmen 
der Abwägung aufgenommen und 
dokumentiert. Im Übrigen wird auf die 
Stellungnahmen zur Lokalen Agenda, unter 
Pkt. 1 und 4 verwiesen.

Zu 35.:
Die Festsetzungen zur Bepflanzung sind 
gerade vor dem Hintergrund der denkmal-
geschützten Parkanlagen getroffen worden. 
Mit ihnen soll erreicht werden, dass sich der 
parkartige Charakter des Gesamtareals auch 
im Neubaugebiet fortsetzen kann. Selbiges 
gilt für die Einfriedungen. In diesem Fall 
kommen allerdings noch artenschutz-
rechtliche Notwendigkeiten hinzu. Zu der 
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Empfehlung) würde den als Gartendenkmal 
geschützten Parkbereich massiv negativ 
betreffen.

Ausweitung der Freifläche außerhalb des 
Plangebietes wird auf die Ausführungen zu 
Pkt. 19 oben verwiesen. 

7) Privatperson B
E-Mail vom 22.04.2015

1.
Es wird angeregt, ob der Anteil an 
Sozialwohnungen in dem Areal nicht erhöht 
werden könnte. Weiterhin wird angeregt, 
dass das Haus 2 (Gebäude der ehem. 
Allgemeinen Psychiatrie im Planungsareal 
vgl. Übersichtsplan) stehen bleiben solle und 
mit Tandem-Wohngemeinschaften zwischen 
Studenten und Flüchtlingen genutzt werden 
sollte.

2.
Es wird vorgeschlagen, dass der 
Baumbestand nur da wo es unvermeidlich ist, 
reduziert werden sollte, damit im inneren 
Dreieck (Anmerkung der Verwaltung: im 
WA2-Gebiet) ein „Spielwald“ entstehen 
könnte. Der Parkcharakter bliebe dadurch so 
weit wie möglich erhalten.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Das Stadtparlament hat zur Offenlage 
gegenüber dem Vorentwurf schon eine 
Erhöhung der WE insgesamt und somit auch 
dem Anteil an Sozialwohnungen 
vorgenommen. Eine Erhöhung darüber 
hinaus erscheint städtebaulich nicht sinnvoll. 
Die jetzt bestehende Verteilung von 
Sozialwohnungen zu frei finanzierbaren 
Wohnungen im annähernd gleichen 
Verhältnis sorgt für eine städtebaulich 
ausgewogene Durchmischung. Der 
Bebauungsplan steht grundsätzlich einer 
dauerhaften Umnutzung in der 
beschriebenen Art des Bestandsgebäudes 
Haus 2 entgegen. Als Zwischennutzung wäre 
dies denkbar.

Zu 2.:
Der Vorschlag, im Bereich der inneren 
Grünfläche (im WA2-Gebiet) den 
Baumbestand zu erhalten, ist nicht 
umsetzbar. Die umfangreichen Tiefbau-
arbeiten im Rahmen der Umsetzung der 
Bauleitplanung (Erstellung der Tiefgaragen) 
lassen den Erhalt nicht zu. Viel 
entscheidender ist aber die Tatsache, dass 
der bestehende Baumbestand nicht so 
strukturiert ist, dass er durch Freistellung 
einzelner Exemplare standsicher wäre und 
somit die Neubevölkerung gefährden würde. 
Im inneren Bereich soll aber ein begrünter 
Spielplatz entstehen. 

8) Privatperson C
Schreiben vom 05.05.2015

Es wird Einspruch gegen die Bebauung im 
Vitosgelände erhoben und somit gefordert, 
dass das Restwaldstück erhalten bleibt. Das 
Vitosgelände wird als grünes Kleinod in der 
Universitätsstadt Marburg beschrieben, das 
auch einen kleinen Wald beherbergt. Wenn 
der Wald gefällt werden sollte, wird die 
Befürchtung geäußert, dass es womöglich zu 
keiner Ersatzaufforstung kommen könnte. 
Weiter wird der Vorschlag unterbreitet, 
leerstehende Gebäude zu nutzen, damit 
„Grün“ erhalten bleiben könnte. Vor diesem 
Hintergrund wird um ein Überdenken der 

Dieses innerstädtische Waldreststück stellt 
städtebaulich ein sehr gutes Areal dar, um 
den unstrittig benötigten Wohnraum in der 
Universitätsstadt Marburg bereit zu stellen. 
Zum einen ist diese innerstädtische Lage 
infrastrukturell und verkehrstechnisch optimal 
angebunden und somit deutlich besser als 
eine periphere Lage am Stadtrand, die neu 
erschlossen werden müsste; das wäre 
insofern gesamtökologisch betrachtet 
nachteiliger zu beurteilen. Hinzu kommt die 
Tatsache, dass der beschriebene 
Wohnraumbedarf nicht allein durch 
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Planung gebeten. Reaktivierung bestehender leerstehender 
Gebäude möglich ist. Im Antrag der erteilten 
Rodungsgenehmigung ist eine mehr als 
doppelt so große Aufforstungsfläche 
anderenorts enthalten. Deren Umsetzung ist 
mit Hessen Forst schon privatrechtlich 
geregelt. Das bestehende Parkareal im 
Kernbereich der Klinik wird durch diesen 
Bebauungsplan nicht betroffen.

9) Privatperson D
Schreiben vom 06.05.2015

Es wird gegen diesen Bebauungsplan 
Einspruch erhoben, da er dazu führt, dass 
auf dem Vitosgelände das Waldstück gerodet 
werden müsste. Dieser Baumgürtel würde 
den Verkehrslärm abhalten, als Staubfilter 
wirken und CO2 absorbieren. Die Ablehnung 
der Planung wird auch dadurch getragen, 
dass solche „Grüninseln“ einen hohen 
Gesundheitswert für die Bevölkerung 
darstellen würden und ergänzt werden müsst 
en.

Die Überplanung dieser innerstädtischen 
Waldinsel ist geeignet, den unbestrittenen 
Bedarf an zusätzlichem Wohnraum in der 
Universitätsstadt Marburg zu decken. Der 
Verkehrslärm der Cappeler Straße wird durch 
die neue und bestehende Bebauung ebenso 
gut wie durch den Wald abgeschirmt. Es 
entsteht keine zusätzliche Lärmbelastung für 
das Klinikareal oder den Park. Durch 
Realisierung einer mehr als doppelt so 
großen Ersatzaufforstung an anderer Stelle 
ist gewährleistet, dass die CO2-Bilanz 
erhalten bleibt. Die Entscheidung, diese 
Waldinsel zu überplanen, ist auch davon 
getragen, dass gerade in dieser speziellen 
Situation neben der guten 
Verkehrsanbindung und 
Infrastrukturverfügbarkeit das Stadtquartier 
des mittleren und unteren Richtsberg optimal 
durchgrünt ist. Die Festsetzungen des neuen 
Wohngebietes sollen dafür sorgen, dass 
auch das neue Baugebiet sehr gut 
durchgrünt wird.

10) Privatperson E
Schreiben vom 07.05.2015

1.
Es wird darauf hingewiesen, dass ein derart 
dichter Wall, wie er im Plangebiet vorhanden 
ist, Schall, Staub und Autoabgase schlucken 
würde. Dieser Sachverhalt wäre bei der 
Erteilung der Rodungsgenehmigung vom 
26.01.2015 durch den Landkreis Marburg-
Biedenkopf nicht berücksichtigt worden. Der 
Rodungsgenehmigung würde auch die 
standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles nach UVPG fehlen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Die Lärmimmissionen liegen für ein WA-
Gebiet im normalen Bereich. Sowohl die 
Ausführungen zu den Lärmimmissionen in 
der Begründung des Bebauungsplanes als 
auch die Stellungnahme der Lärm-
immissionsbeauftragten des RP Gießen 
unterstützen dies. Das bezieht sich natürlich 
auch auf Schallreflektionen. Die 
Absorptionsfähigkeit dieses Restwaldstückes 
in Bezug auf Staub und Autoabgase ist zu 
vernachlässigen, deshalb wird dem Belang, 
dringend benötigten Wohnraum zu schaffen, 
Vorrang gegeben. Zumal das Klinikareal dem 
diese Absorptionsfähigkeit zu Gute kommen 
soll, in deutlicher Entfernung von dem 
Emittenten Cappeler Str. liegt. Im Übrigen 
wird ergänzend auf die Stellungnahme zur 
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2. 
Es sei unzulässig, die 3 Mietshäuser im 
Bestand entlang der Cappeler Str. von einem 
reinen auf ein allgemeines Wohngebiet 
herabzustufen. Das sei offensichtlich vor dem 
Hintergrund des Lärmschutzes geschehen. 
Die Bewohner haben ihre Wohnbereiche und 
ihre Balkone zum rückwärtigen dem 
Restwaldstück zugewandten Bereich 
orientiert. Die scheinen somit zunächst 
jahrelang dem Baulärm und dann 
zusätzlichen Schallreflexionen durch die 
Neubauten ausgesetzt.

3.
Es wird das Missfallen darüber geäußert, 
dass durch die Überplanung von 
Gemeinbedarfsflächen „millionenschwere 
Planungsgewinne“ privaten Investoren 
„zugeschustert“ würden.

4.
Es wird die Frage aufgeworfen, warum 
ausgerechnet die GWH den sozialen 
Wohnungsbau realisieren soll, wenn das die 
Stadt auch über ihre eigenen Gesellschaft 
GeWoBau bzw. dies selbst tun könnte. 
Weiter wird die Vermutung geäußert, dass 
die bisher schon angefallenen Kosten für 
Planung und Gutachten von der 
Universitätsstadt Marburg übernommen 
worden wären.

5.
Es wird gefordert, dass zumindest die 
Grundzüge des angedachten städtebaulichen 
Vertrages öffentlich zugänglich sein sollten. 

Privatperson A unter Pkt. 1 verwiesen.
Bezüglich der Rodungsgenehmigung wird auf 
die Stellungnahme zur Privatperson A unter 
Pkt. 4 verwiesen.

Zu 2.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson A unter den Pkt. 3 und 4 
verwiesen. Zusätzlich gilt es zu erwähnen, 
dass vorübergehende Belästigungen durch 
Bautätigkeiten in einer Stadt wie Marburg 
vorkommen können. Somit kann man davon 
ausgehen, dass diese kurzfristige 
Beeinträchtigung tolerierbar ist. Bezüglich 
Schallreflexionen kann davon ausgegangen 
werden, dass diese – wenn der Bebauungs-
plan komplett umgesetzt ist (Wohnbebauung 
und Bepflanzung) – Schallreflexionen einen 
zu vernachlässigenden Anteil an Geräuschen 
ausmachen. Dazu trägt auch die festgesetzte 
parkähnliche Durchgrünung des Neubau-
gebietes bei. 

Zu 3.:
Hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson A unter Pkt. 9 verwiesen.

Zu 4.:
Die Frage, wer den sozialen Wohnungsbau, 
der mit diesem Bebauungsplan an der 
Friedrich-Ebert-Str. ermöglicht werden soll, 
umsetzt, ist im Grunde nicht Gegenstand 
dieses Bebauungsplanes. Da zum jetzigen 
Zeitpunkt davon gesprochen wird, dass die 
GWH dies machen soll, liegt daran, dass die 
anderen in Frage kommenden 
Gesellschaften aufgrund anderer Aufgaben 
(z. B. Bestandssanierungen, 
Bestandserweiterungen) sich nicht dafür 
beworben haben.
Wie in der Begründung zum 
Offenlagebeschluss ausgeführt, wird ein 
Bestandteil des städtebaulichen Vertrages 
sein, dass alle anfallenden Kosten im 
Rahmen der Planaufstellung vom 
Vorhabenträger übernommen werden. Für 
die Universitätsstadt Marburg fallen keine 
Kosten an.

Zu 5.:
Die Grundzüge des städtebaulichen 
Vertrages gibt der Bebauungsplan vor. Da 
der Bebauungsplan zweimal öffentlich 
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Es würde diesbezüglich völlige Intransparenz 
bestehen.

6.
Es wird davor gewarnt, dass das Wohngebiet 
unterer Richtsberg durch die schon erfolgten 
Nachverdichtungen mit sozialen 
Wohnungsbauten im Damaschkeweg und der 
Friedrich-Ebert-Str. durch diesen 
Bebauungsplan ermöglichten weiteren 98 
Sozialwohnungen überfordert wäre. Es würde 
zu einer Gentrifizierung kommen und es 
würde ein sozialer Brennpunkt drohen. 

ausliegt und somit die Grundzüge der 
Planung offen liegen, ist jederzeit völlige 
Transparenz bezüglich der Grundzüge der 
Planung.
Ergänzend wird hierzu auf die Stellungnahme 
der Privatperson A unter Pkt. 4 verwiesen.

Zu 6.:
Hier wird auf Stellungnahme zur Privatperson 
A unter Pkt. 11 verwiesen.

11) Privatperson F
Schreiben vom 08.05.2015

Die Stellungnahme ist inhaltlich und textlich 
deckungsgleich zu der der Privatperson A. 
Folge dessen wird auf die Erwiderung zu 
Privatperson A verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

12) Privatperson G
Schreiben vom 08.05.2015

Die Stellungnahme ist inhaltlich und textlich 
deckungsgleich zu der der Privatperson A. 
Folge dessen wird auf die Erwiderung zu 
Privatperson A verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

13) Privatperson H
Schreiben vom 09.05.2015

1.
Der Wald würde die bestehenden 
Wohngebäude entlang der Cappeler Str. vor 
Abgasen, Staub und Lärm, insbesondere von 
der viel befahrenen Kreuzung Beltershäuser 
Str./Cappeler Str., aber auch vor Einblicken 
und übermäßiger Hitze im Sommer schützen. 
Weiter wird die Befürchtung geäußert, dass 
durch den Wegfall des Waldes und das 
Entstehen eines neuen Wohngebietes die 
Balkone und Gärten zum Aufenthalt praktisch 
unbenutzbar werden würden. Der Lärm aus 
den Tiefgaragen und der Straßenlärm 
würden dazu führen, dass man im Sommer 
entweder bei geschlossenen Fenstern 
schlafen oder den Neubauten reflektierenden 
Lärm ertragen müsste. Weiterhin müsste 
man bedingt durch die Neubauten Einblicke 
in die Wohnbereiche und eine 
Wärmeabstrahlung ertragen. 

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Die Wohngebäude Cappeler Str. 130 - 138 
reihen sich straßenbegleitend an der 
Cappeler Str. auf. Das Restwaldstück 
befindet sich hinter dem Wohngebäude 
Richtung Vitos-Klinikareal. In Folge dessen 
ist nicht nachvollziehbar, wie dieses 
Restwaldstück den besagten Wohnbereich 
vor Abgasen, Staub und Lärm, insbesondere 
auch von der vielbefahrenen Kreuzung 
Beltershäuser Str./Cappeler Str. sowie vor 
Einblicken von der Cappeler Str. aus 
schützen soll.
Der Bebauungsplan ermöglicht ein 
allgemeines Wohngebiet anstelle des jetzt 
dort vorhandenen Restwaldstückes, das nicht 
anders geartet sein wird, als der besagte 
Wohnbereich entlang der Cappeler Str. 
Deshalb sind die Balkone und Gärten der 
bestehenden Wohngebäude, die in dieser 
Richtung gelegen sind, weiterhin nutzbar. 
Zudem soll dieses Wohngebiet (WA2) eine 
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2.
In ähnlicher Weise würde das Restwaldstück 
das Klinikgelände schützen. Nach der 
Umsetzung des Bebauungsplanes würde der 
Erholungs- und Genesungswert verloren 
gehen.
Die Stellungnahme ist ab dem 4. Absatz 
dieses Schreibens inhaltlich und textlich 
deckungsgleich zu der zur Privatperson A. 
Folge dessen wird im Weiteren auf die 
Erwiderung zur Privatperson A verwiesen.

intensive Durchgrünung aufweisen, die die 
neu entstehende Nachbarschaft optimal 
begrünt und damit einbindet. Diese intensive 
Begrünung wird auch dazu führen, dass 
übermäßige Hitze im Sommer gemildert wird 
und mögliche geringfügige Geräusch-
reflektionen gebrochen werden. Dies bezieht 
sich auch auf mögliche Einblicke durch die 
neue Nachbarschaft und auf eine mögliche 
Wärmeabstrahlung durch die Neubauten. 

Zu 2.:
Das Klinikgelände liegt in einer so großen 
Entfernung von der Cappeler Str. und der 
Friedrich-Ebert-Str., dass der Ersatz des 
Restwaldstückes durch ein allgemeines 
Wohngebiet den Erholungs- bzw. 
Genesungswert des parkartigen 
Klinikgeländes nicht schmälert. Ergänzend 
wird auf die Stellungnahme zur Privatperson 
A unter Pkt. 1 verwiesen.

14) Privatperson I
Schreiben vom 09.05.2015

Die Stellungnahme ist bis auf den 
einleitenden Absatz des Schreibens inhaltlich 
und textlich deckungsgleich zu der der 
Privatperson H. Folge dessen wird auf die 
Erwiderung zur Privatperson H verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

15) Privatperson J
Schreiben vom 09.05.2015

Die Stellungnahme ist bis auf den 
einleitenden Absatz des Schreibens inhaltlich 
und textlich deckungsgleich zu der der 
Privatperson H. Folge dessen wird auf die 
Erwiderung zur Privatperson H verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

16) Privatperson K
Schreiben vom 09.05.2015

Die Stellungnahme ist bis auf den 
einleitenden Absatz des Schreibens inhaltlich 
und textlich deckungsgleich zu der der 
Privatperson H. Folge dessen wird auf die 
Erwiderung zur Privatperson H verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

17) Privatperson L
Schreiben vom 10.05.2015

Die Stellungnahme ist bis auf den 
einleitenden Absatz des Schreibens inhaltlich 
und textlich deckungsgleich zu der der 
Privatperson H. Folge dessen wird auf die 
Erwiderung zur Privatperson H verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.
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18) Privatperson M
Schreiben vom 10.05.2015

1.
Es wird der Erhalt des Waldstückes 
gefordert, da es sich dabei um einen sozial 
und ökologisch dringend benötigten 
Ausgleichs- und Freizeitraum handeln würde. 
Das bewaldete Gebiet wäre ein Refugium für 
sehr viele Vogelarten und würde vor Staub, 
Abgasen und Hitze schützen.

2.
Es wird Unverständnis darüber geäußert, 
dass der untere Richtsberg als Teil des 
größten Stadtteils Marburg mit Wohnungsbau 
noch weiter „strapaziert“ werden soll. Es 
bestünde jetzt schon ein soziales 
Ungleichgewicht, da bereits 95 % der 
Bewohner im sozialen Wohnungsbau leben 
und nur weniger als 5 % der Bewohner in 
Eigenheimen leben würden. Es wird der 
Wunsch nach einer stärkeren Durchmischung 
der verschiedenen Bevölkerungsschichten 
geäußert. Diese „soziale Einseitigkeit und 
räumliche Einengung“ würde durch die jetzt 
in Bau befindlichen Sozialwohnungen im 
Damaschkeweg und der Friedrich-Ebert-Str. 
„verschärft“ werden. Die weiteren 186 WE 
würden die bestehende Sozialstruktur und 
das ökologische Wohnumfeld der Bewohner 
am unteren Richtsberg weiter 
dekompensieren.

3.
Der Bolzplatz an der Ecke Cappeler 
Str./Friedrich-Ebert-Str. dürfe nicht 
aufgegeben werden, da er ein wichtiger 
sozialkultureller Raum und für die 
Entwicklung in der Kindheit und Jugend 
wichtig sei. Zudem läge er in unmittelbarer 

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
In dem artenschutzrechtlichen Gutachten, 
das diesem Bebauungsplan beiliegt, wird 
zweifelfrei dargelegt, dass das Restwaldstück 
keinen hohen ökologischen Wert aufweist. 
Das Restwaldstück ist von der 
Gehölzzusammensetzung sehr 
monostrukturiert, was den Wald als Refugium 
für viele Vogelarten deutlich einschränkt. 
Auch als sozialer Ausgleichs- und 
Freizeitraum weist das Restwaldstück nur 
eine sehr untergeordnete Bedeutung auf, 
wenn man vom Bolzplatz absieht. Es befindet 
sich lediglich eine unbeleuchtete 
Durchwegung in dem Restwaldstück. 
Bezüglich der Schutzfunktion vor Staub, 
Abgasen und Hitze wird auf die 
Stellungnahme zur Privatperson E unter Pkt. 
1 verwiesen. Vor diesem Hintergrund kann 
dem Erhalt des Restwaldstückes nicht 
zugestimmt werden, da der Belang dringend 
benötigten Wohnraum zu schaffen, Vorrang 
hat. 

Zu 2.:
Es wird auf Stellungnahme zur Privatperson 
A unter Pkt. 2 verwiesen.

Zu 3.:
Der Bolzplatz wird überplant. Allerdings wird 
ein neuer öffentlicher Bolzplatz auf dem 
Vitosareal unterhalb des Wohngebietes 
mittlerer Richtsberg im sog. „Stadtbalkon“ 
neu angelegt werden. Vom unteren 
Richtsberg aus ist dieser neue Standort 
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Nähe zum Wohngebiet unterer Richtsberg 
und würde aufgrund dieser guten 
Erreichbarkeit täglich stundenlang genutzt 
werden.

4.
Als weitere Beeinträchtigung kämen der 
Baubetrieb und der zukünftige Mangel an 
Parkplätzen hinzu.

5. 
Diese geschilderten Belange wären bei der 
Erteilung der Rodungsgenehmigung vom 
25.01.2015 durch den Landkreis Marburg-
Biedenkopf nicht berücksichtigt worden.

6.
Es wird kritisiert, dass hier 
Gemeinbedarfsflächen zu Gunsten privater 
Investoren in Bauland umgewandelt wird. Die 
dadurch entstehenden Planungsgewinne 
würden der Marburger Bürgerschaft 
zustehen.

7.
Der Inhalt des städtebaulichen Vertrages 
würde ebenso zur Unterrichtung der 
Öffentlichkeit gehören.

genauso schnell fußläufig zu erreichen. Der 
Bolzplatz an der Ecke Cappeler 
Str./Friedrich-Ebert-Str. kann erst dann 
bebaut werden, wenn der neue Bolzplatz im 
„Stadtbalkon“ in Nutzung gegangen ist. 
Ergänzend wird auf die Stellungnahme zur 
AG Gemeinwesenarbeit unter Pkt. 1 
verwiesen.

Zu 4.:
Mögliche Beeinträchtigungen durch den 
Baubetrieb sind für die kurze Zeit der 
Bauphase tolerierbar. Da mit dem 
Bebauungsplan neben der Wohnbebauung 
auch die nötigen Stellplätze mit ausgewiesen 
werden, ist durch diese Planung kein 
zukünftiger Mangel an Stellplätzen 
erkennbar. 

Zu 5:
Es wird auf die Stellungnahmen zur 
Privatperson A unter Pkt. 4 verwiesen.

Zu 6.:
Es wird auf Stellungnahme zur Privatperson 
A unter Pkt. 5 verwiesen.

Zu 7.:
Es wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson E unter Pkt. 5 verwiesen.

19) Privatperson N
Schreiben vom 10.05.2015

Bis auf einen einleitenden Absatz ist die 
Stellungnahme inhaltlich und zum größten 
Teil textlich deckungsgleich zu der der 
Privatperson A. Folge dessen wird auf die 
Erwiderung zur Privatperson A verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

20) Privatperson O
Schreiben vom 10.05.2015

Bis auf einen einleitenden Absatz ist die 
Stellungnahme inhaltlich und zum größten 
Teil textlich deckungsgleich zu der der 
Privatperson H. Folge dessen wird auf die 
Erwiderung zur Privatperson H verwiesen. 
Darüber hinaus sind folgende 2 Aspekte 
ergänzend enthalten.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.
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1.
Bei der jetzt festgesetzten Anordnung der 
Gebäude durch den Bebauungsplan würde 
der Verkehrslärm von der Beltershäuser Str. 
bis in die rückwärtigen Bereiche der 
Bestandswohnungen an der Cappeler Str. 
reichen. 

2.
Die Verlagerung des Bolzplatzes in den 
oberen Teil des Parks wäre ungünstig, da der 
jetzige Standort schnell und direkt erreichbar 
und für die Eltern gut einsehbar wäre.

Zu 1.:
Es wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson H unter Pkt.1 verwiesen.

Zu 2.:
Es wird auf die Stellungnahme zur AG 
Gemeinwesenarbeit unter Pkt. 1 verwiesen.

21) Privatperson P
Schreiben vom 11.05.2015

Die Stellungnahme ist inhaltlich und in 
textlich reduzierter Form deckungsgleich zu 
der der Privatperson M. Folge dessen wird 
auf die Erwiderung zur Privatperson M 
verwiesen.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

.

22) Privatperson Q
Schreiben vom 12.05.2015

1.
In diesem Zusammenhang wird auch 
angemahnt, dass der artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag zu diesem Bebauungsplan als 
artenschutzrechtliche Prüfungsgrundlage 
gemäß BNatSchG nicht ausreichen würde. 
Das würde auch vom RP Gießen so gesehen 
werden.

2.
Weiter wird ausgeführt, dass aufgrund des 
Bebauungsplanentwurfes es zu Fällungen 
von Bäumen außerhalb des 
Bebauungsplangebietes kommen könnte, da 
dies auf S. 21 der Begründung so dargestellt 
sei.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Es wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson A unter Pkt. 29 verwiesen. 
Ergänzend muss klargestellt werden, dass 
das RP Gießen nicht die Auffassung vertritt, 
dass im Rahmen des Bebauungsplanes gem. 
§ 13a BauGB eine Vorprüfung gem. UVPG 
notwendig ist. Dieser Hinweis der Oberen 
Forstbehörde des RP bezieht sich auf die 
Rodungsgenehmigung. Im Übrigen ist der 
artenschutzrechtliche Fachbeitrag zu dem 
Bebauungsplan auch vor dem Hintergrund 
des BNatSchG nicht zu beanstanden. In 
Kenntnis dieser Kritik hat der 
Naturschutzbeirat in seiner Sitzung am 
18.06.2015 nochmals klargestellt, dass er der 
Bebauung dieses Waldstückes unter 
wiederholter Akzeptanz des artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrages im Mai 2014 
abschließend zugestimmt hat. Ergänzend 
hierzu wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson B unter Pkt. 1 verwiesen.

Zu 2.:
Aufgrund des Bebauungsplanes und dessen 
Festsetzungen kommt es außerhalb des 
Geltungsbereiches zu keinen Baumfällungen. 
Ergänzend wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson A unter Pkt. 6 verwiesen.
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3.
Aufgrund der Kreuzung Cappeler 
Str./Friedrich-Ebert-Str. sei die dort 
konzipierte Neubebauung von einer hohen 
Lärm- und Feinstaubbelastung betroffen. 
Daraus wird geschlossen, dass diese Stelle 
des Parks weitgehend ungeeignet ist für 
Wohnungsbau. 

4.
Es wird deshalb eine baumfreier 
Alternativstandort am oberen Rand des 
Vitosareals („Stadtbalkon“) zur Bebauung 
vorgeschlagen.

5.
Es wird die Befürchtung geäußert, dass 
durch diese Planung von fast 200 neuen 
Wohneinheiten mit geschätzten 600 
Bewohnerinnen und Bewohner das 
denkmalgeschützte Teilgebiet völlig 
überlastet werden würde. Zusammen mit der 
Umsetzung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 10.1, die jetzt zur 
Umsetzung ansteht, würde der wertvolle Park 
zerstört.

6.
Das freiraumplanerische 
Entwicklungskonzept für das teilweise 
denkmalgeschützte Vitosgelände fordert eine 
breite Beteiligung der Bevölkerung bei der 
Entwicklung und dem Schutz des Parkes. 
Diese Beteiligung sei aber nötig, da der 
Bebauungsplan dieses Entwicklungskonzept 
missachten würde.

7.
Weiter wird angemahnt, dass diese Planung 
neben den unter 1 - 5 aufgeführten Punkten 
auch die Beschlüsse des Ortsbeirates 
Richtsberg missachten würde. 

Zu 3.:
Es wird auf die Stellungnahme zur 
Privatperson A unter Pkt. 28 und auf die zur 
Privatperson E unter Pkt. 1 verwiesen. 
Ergänzend kann davon ausgegangen 
werden, dass dieser Ausführung zur 
Lärmbelastung einen Analogieschluss zur 
Feinstaubbelastung zulassen.

Zu 4.:
Der angesprochene baumfreie Alternativ-
standort stellt keine kurzfristige realisierbare 
Bebauungsmöglichkeit für Wohnungsbau dar. 
Im Rahmenplan stadträumliches 
Strukturkonzept wird ein kleiner Teil dieses 
Standortes für Wohnungsbau vorgeschlagen. 
Allerdings ist dieser zwingend über die 
Friedrich-Ebert-Str. verkehrsmäßig zu 
erschließen. Diese direkte Erschließung 
würde allerdings einen Komplettumbau des 
Einkaufszentrums an der Friedrich-Ebert-Str. 
nach sich ziehen. Somit stellt dieser 
Alternativstandort nur eine langfristig 
umsetzbare Möglichkeit dar. Der größte Teil 
des „Stadtbalkons“ sollte auch dauerhaft 
unbebaut bleiben. 

Zu 5.:
Es kann in keiner Weise davon gesprochen 
werden, dass durch das gelegentliche 
Spazieren gehen der neuen Nachbarschaft 
es zu einer Überbelastung des 
denkmalgeschützten Parkareals kommt. Bei 
der Umsetzung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 10/1 handelt es sich 
um eine kliniknahe Nutzung von Vitos, die 
nicht zu einer Zerstörung des wertvollen 
Parks.

Zu 6.:
Da es sich bei dem freiraumplanerischen 
Entwicklungskonzept um ein privates 
Gutachten zur Pflege des Vitosareals 
handelt, sind die Bestandteile, die im 
öffentlichen Interesse liegen, unter Pkt. 2.3 
auf S. 10 der Begründung zusammenfassend 
aufgenommen worden. Eine öffentliche 
Vorstellung in Gänze obliegt dem 
Eigentümer.

Zu 7.:
Die Beschlüsse der Stadtverordneten-
versammlung sind in Kenntnis der 
Beschlüsse des Ortsbeirates Richtsberg zu 
dieser Planung erfolgt. 

zu TOP 4.

34 von 51 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 27.10.2015
Seite: 27/28

8.
Ebenso würde durch diese Planung die 
Luftaustausch- und Klimaausgleichsfunktion 
in dem Areal beeinträchtigt werden.

Zu 8.:
In der Begründung zum Bebauungsplan ist 
unter Pkt. 2.4 klimaökogische Beurteilung 
dargelegt, dass die Luftaustausch- und 
Klimaausgleichsfunktion in dem Areal nicht 
beeinträchtigt wird.

23) Privatperson R

1.
Es wird die Befürchtung geäußert, dass 
durch die Wohnbebauung mit den 
Tiefgaragen das Grundwasser abgesenkt 
werden könnte und dadurch der 
Baumbestand, der Bestandteil der unter 
Denkmalschutz gestellten Gesamtanlage ist, 
gefährdet werden könnte.

2.
Es wird darauf hingewiesen, dass 
Baumfällungen in einem denkmalgeschützten 
Bereich nach dem Hessischen 
Denkmalschutzgesetz nicht ohne 
Zustimmung des Hessischen Landesamtes 
für Denkmalpflege erfolgen können. Dies sei 
auch im Falle des Bebauungsplans Nr. 10.1, 
aus 1976 der Fall.

3.
Es wird die Auffassung vertreten, dass der 
Kernbereich des Vitosgeländes nach dem 
Hessischen Denkmalschutzgesetz unter 
Ensembleschutz steht (und damit auch der 
Baumbestand), auch müsste der 
Baumbestand am Rande der alten 
Landstraße (außerhalb des Plangebietes) wie 
auch das betroffene Waldstück, Bestandteil 
dieser 3. Änderung des Bebauungsplanes 
sein (Anmerkung der Verwaltung: gemeint ist 
Unterschutzstellen). Das sei aber nicht der 
Fall.

4.
Es wird die Beteiligung des Gestaltungs-
beirates und des Denkmalbeirates gefordert.

Die Anregungen werden nicht 
berücksichtigt.

Zu 1.:
Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan 
ist ein Baugrund-Versickerungsgutachten 
erstellt worden, das dieser Vorlage beiliegt. 
Wie in Pkt. 6 Baugrunduntersuchung auf 
Seite 14 der Begründung zusammenfassend 
dargestellt ist, besteht keine Gefahr der 
Grundwasserabsenkung. Durch das 
Gutachten ist ein zusammenhängender 
Grundwasserspiegel erst ab einer Tiefe von 
ca. 10 m unter Geländeoberkante attestiert.

Zu 2.:
Dem wird grundsätzlich zugestimmt. Da das 
Plangebiet allerdings nicht in einem 
denkmalgeschützten Bereich liegt, ist auch 
keine Genehmigung nach dem Hessischen 
Denkmalschutzgesetz einzuholen.

Zu 3.:
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
ist genauso gewählt worden, dass die 
Bereiche, die dem Denkmalschutzrecht 
unterliegen, außerhalb des Bebauungsplanes 
liegen. Somit berührt das Restwaldstück den 
Denkmalschutz nicht.

Zu 4.:
Der Gestaltungsbeirat und der Denkmalbeirat 
sind in dem Verfahren beteiligt worden. In 
diesem Zusammenhang hat auch der 
Denkmalbeirat klargestellt, dass das 
Planareal nicht unter Ensembleschutz fällt.

24) Privatperson S
Schreiben vom 13.05.2015

Es wird gefordert, dass die Wiese mit 
Obstbäumen im sog. „Stadtbalkon“ im Osten 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt.

Durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes wird die Wiese mit 
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des Vitosgeländes erhalten werden soll. Obstbäumen nicht tangiert. Auch die 
Neuanlage eines öffentlichen Bolzplatzes im 
„Stadtbalkon“ wird die Obstbäume nicht 
betreffen. Der Erhalt dieser Obstbäume liegt 
im Zuständigkeitsbereich der Eigentümerin.

25) Privatperson T
Schreiben vom 13.05.2015

Es wird darum gebeten, die „Stille“ des 
Bereiches (Anmerkung der Verwaltung: 
gemeint ist der innere Parkbereich des 
Vitosareals) zu erhalten und nicht zu 
gefährden.

Die Anregung wird nicht berücksichtigt.

Die Umsetzung des Bebauungsplanes wird 
nicht dazu führen, dass der innere 
Parkbereich gefährdet wird.

Bestandteil dieses Bauleitplanes ist ein städtebaulicher Vertrag, der die Vorhabenträgerin zur 
Übernahme aller anfallenden Kosten (einschließlich denen für erforderliche 
Erschließungsmaßnahmen) verpflichtet. Er liegt abgestimmt und unterschriftsreif vor. 
Allerdings ist er noch vom Aufsichtsrat der Vitos Gießen-Marburg GmbH zu beschließen. 
Erst danach kann der Bebauungsplan zur Erlangung der Rechtskraft veröffentlicht werden.

Alles Weitere kann den beigefügten Planunterlagen entnommen werden.

Dr. Franz Kahle
Bürgermeister

Anlagen (gesondert gedruckt)
 Übersichtsplan mit Lage Bolzplatz „Stadtbalkon“ 
 Einwenderschreiben
 Planentwurf mit Begründung
 Artenschutzgutachten
 Baugrund-/Versickerungsgutachten

Beteiligung an der Vorlage durch:

FB 6 FD 61

 

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: II
Fachdienst: 61 - Stadtplanung
Sachbearbeiter/in: Bernd Kintscher 

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg
Vorhabenbezogener Bebauungsplan (Vorhaben- und Erschließungsplan) Nr. 
6/16 "Neue Kasseler Straße" in Marburg
- Kenntnisnahme des Berichts über die frühzeitige Unterrichtung und 
Erörterung gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB)
- Offenlagebeschluss

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:
1. Der Bericht über das Verfahren und Ergebnisse der frühzeitigen Unterrichtung und 

Erörterung gemäß § 3 (1) BauGB und § 4 (1) BauGB wird zur Kenntnis genommen.
2. Dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 6/16 „Neue Kasseler 

Straße“ wird zum Zwecke der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB und der 
Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB zugestimmt.

Begründung:
Für den am 25.07.2014 eingeleiteten vorhabenbezogenen Bebauungsplan (Vorhaben- und 
Erschließungsplan) Nr. 6/16 „Neue Kasseler Straße“ ist die als ersten formalen Schritt der 
Bürgerbeteiligung zu bezeichnende „Beteiligung der Öffentlichkeit“ gemäß § 3 (1) BauGB 
bzw. die Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB im Zeitraum vom 11.05.2015 – 
10.06.2015 durchgeführt worden. Während dieses Zeitraums konnten sämtliche Unterlagen 
zum Vorentwurf des Bebauungsplans im Stadtbauamt und im Internet eingesehen werden. 
Ergänzend fand am 28.05.2015 eine öffentliche Informationsveranstaltung zum geplanten 
Vorhaben im Bauamtssaal statt. Das Vorhaben wurde im Gestaltungs-, Radverkehrs-,  
Behinderten-, Denkmal-  und Naturschutzbeirat besprochen.
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Die öffentlich ausgelegte Vorentwurfsfassung des Vorhaben- und Erschließungsplans war 
Produkt eines längeren Entwurfsprozesses, der seinen Ursprung in der vom Magistrat 
beauftragten und in 2012 beschlossenen Machbarkeitsstudie „Neue Kasseler Straße“ hatte. 
Seine Fortsetzung fand der Entwurfsprozess in verschiedenen Gestaltungsbeiratssitzungen 
und Abstimmungsrunden zwischen dem Fachdienst Stadtplanung und dem Vorhabenträger.

Zu dem ausgelegten Vorentwurf  ging seitens der Öffentlichkeit eine  Anregung zu den 
Auswirkungen des Bauvorhabens auf die Lärmentwicklung im Bereich des oberen Ortenberg 
ein. Diese Anregung wurde mit dem Gutachter erörtert, der die Berechnungen zum 
Lärmschutz im Rahmen der Überarbeitung des Immissionsgutachtens um einen weiteren 
Immissionsaufpunkt an der Geschwister-Scholl-Straße ergänzte. Dabei wurde ermittelt, dass 
die Erhöhung des Bahnlärms durch die Reflexion des Bauvorhabens im Bereich der 
Geschwister-Scholl-Straße ca. 1,3 dB(A) beträgt, mithin unterhalb der Hörbarkeitsschwelle, 
die bei ca. 2 dB (A) liegt.

Die Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und der Beiräte lassen sich in die 
Themenbereiche A) Immissionsschutz, B) Architektur/Grundrisse/Gestaltung und C) 
Jägertunnel/Kopfgebäude zusammenfassen.

A) Immissionsschutz 
Die Stellungnahme des RP Gießen wurde schwerpunktmäßig aus der Position der 
Lärmminderungsplanung formuliert. Diese wiederum konzentriert sich auf Bereiche, die den 
Immissionen von stark befahrenen Verkehrstrassen ausgesetzt sind. Die Neue Kasseler 
Straße ist aufgrund der herrschenden Verkehrsmenge mit > 3 Mio. KFZ/Jahr ein 
entsprechend vorbelasteter Bereich.
Die „erheblichen Bedenken“ des RP Gießen gegenüber dem geplanten Vorhaben basieren 
auf zwei wesentlichen Sachverhalten:
1. die Neubebauung an der Neuen Kasseler Straße widerspricht dem Vorsorgeprinzip im 
Rahmen der Lärmminderungsplanung - es wird eine Wohnbebauung an einem 
lärmvorbelasteten Bereich neu geplant,
2. die durch den Straßenverkehrslärm erzeugte Lärmbelastung der künftigen Bewohner liegt 
mit  teilweise > 10 db(A) über den einschlägigen städtebaulichen Orientierungswerten für 
Wohngebiete. Erschwerend wirkt, dass keine ruhigen Außenbereiche auf dem Grundstück 
bzw. innerhalb des Vorhabens vorgesehen bzw. realisierbar sind.
Die geplanten Wohngebäude stellen somit einen neuen Konfliktpunkt dar, wobei die 
errechneten Werte knapp unter den zulässigen Grenzwerten, d. h. dem Grad der 
Gesundheitsgefährdung, liegen.
Im Zuge eines Abstimmungstermins zum Umgang mit der Anregung wurde mit der 
Vertreterin des RP Gießen, dem Gutachter und dem Bauherren festgestellt:
- die Gebäudeanordnung und die Grundrissgestaltung sind wirksame und gängige Mittel zum 
Umgang mit schwierigen Immissionssituationen,
- weitere aktive Lärmschutzmaßnahmen zur Reduzierung des Straßenverkehrslärms sind 
zumindest mittelfristig nicht möglich,
- der Immissionsschutz der Wohnaußenbereiche wäre nur unvollständig möglich und zudem 
unverhältnismäßig, 
- der Baubestand an der Neuen Kasseler Straße - weit überwiegend Wohnungen – erfährt 
durch das Projekt spürbaren (teilweise > 10db(A)) Immissionsschutz gegenüber dem 
Schienenverkehrslärm.
Für die Offenlage werden die Bemühungen der Universitätsstadt Marburg und des 
Vorhabenträgers zum Umgang mit dem Lärm an diesem Standort auch vor dem Hintergrund 
der Überschreitungen der Orientierungswerte um bis zu 10 db(A) auf der Gebäudewestseite 
bei gleichzeitigen Schienenlärmreduzierungen für den Bestand an der Neuen Kasseler 
Straße um ebenfalls bis zu 10 db(A) vom RP Gießen gewürdigt. Die Überschreitungen der 
Orientierungswerte liegen demnach in einem Bereich, der gegenüber den anderen 
städtebaulichen Belangen, die mit dieser Planung berührt werden, abgewogen werden kann.
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Für die Offenlage wurde das beiliegende Immissionsgutachten ergänzt: zunächst wurde die 
aktualisierte Architektur  als Grundlage für die Berechnungen genommen. Zudem wurden, 
wie bereits oben erwähnt, weitere Immissionsaufpunkte berechnet, um u. a. auf die 
eingegangene Anregung nachvollziehbar antworten zu können.

B) Architektur/Grundrisse/Gestaltung
Vom Behindertenbeirat wird im Zusammenhang mit der Prüfung des Gebäudes IV (in diesem 
Gebäude soll der „geförderte Wohnraum“ zum überwiegenden Teil im rollstuhlgerechten 
Standard angeboten werden) die Anlage von 5 Behindertenstellplätzen empfohlen. Zudem 
wird kritisiert, dass einzelne Wohnungen ausschließlich nach Norden orientiert seien.

Ausgangspunkt ist, dass die Wohnungen im Gebäude IV primär für „autofreies Wohnen“ zur 
Verfügung gestellt werden. Mit dem Bauherrn wurde jedoch in Reaktion auf die Anregungen 
des Behindertenbeirates besprochen, dass im (südlich) benachbarten Gebäude V bei Bedarf 
weitere 5 Behindertenstellplätze hergestellt werden. Diese müssen jedoch bei 
Nachfrage/Bedarf von Interessenten angemietet werden. Diese Maßnahme hat keine 
Auswirkungen auf den Rechtsplan; der Sachverhalt wird im Vorhaben- und 
Erschließungsplan geregelt. Der angeregten Einrichtung von einem extra Stellplatz für 
Pflegedienste im öffentlichen Straßenraum stehen dagegen verkehrsrechtliche Gründe 
entgegen.
Im Zuge der Entwurfsplanung wurde auch auf eine Anregung zu den Wohnungsgrundrissen 
in Kombination mit anderen Anregungen zur Gebäudegestalt reagiert. Dabei wurde der 
ursprünglich asymmetrische Gebäudegrundriss modifiziert mit der Konsequenz, dass bei 
verschiedenen Wohnungen Grundrissmodifikationen umgesetzt werden konnten. Die 
städtebauliche Wirkung der überarbeiteten Gebäude II und IV wird durch die Erhöhung eines 
Gebäudeflügels um ein Staffelgeschoss - Stichwort Ausbildung von Torsituationen -  
unterstrichen. Dem Gestaltungsbeirat wurde diese Überarbeitung bereits präsentiert und 
fand hier seine Zustimmung. Ein weiterer Nebeneffekt dieser Überarbeitung ist, dass im 
Gebäude IV gegenüber der Vorentwurfsplanung zwei weitere Wohnungen entsprechend den 
Vorgaben des „geförderten Wohnungsbaus“ angeboten werden können; die Nutzfläche des 
Gebäudes IV steigt von 1.107 qm auf 1.240 qm.

Städtebau und Architektur des Vorhabens wurden von Denkmalbeirat und Gestaltungsbeirat 
unterschiedlich bewertet. Nachdem jedoch weder unmittelbare Belange des 
Denkmalschutzes durch das geplante Vorhaben betroffen sind, noch die Anregungen des 
Denkmalbeirates sich auf denkmalpflegerische Inhalte beschränken, gibt der hier vorgelegte  
Entwurf  den mit dem Gestaltungsbeirat abgestimmten Stand wieder.

C) Jägertunnel/Kopfgebäude
Im Zuge der Beteiligungsphase wurde von verschiedenen Seiten die statische Verankerung 
des Gebäudes V mittels einer in den Jägertunnel hineinragenden Stütze bemängelt. Durch 
diese Stütze würde der Radverkehr behindert und zudem die Sichtachsen für Fußgänger 
eingeschränkt. Als sinnvolle Maßnahmen zur funktionalen und gestalterischen Aufwertung 
des Tunnels wurden dagegen die vorgeschlagene Verbreiterung der Zugangsrampe und die 
Öffnung der Tunnelüberdeckung um ca. 7,5 m erachtet.

Der überarbeitete Entwurf des Gebäudes V verzichtet nun auf die Stütze in der Tunnelachse.  
Stattdessen kragt der Baukörper auf Höhe des ersten Geschosses frei schwebend über die 
Tunnelachse aus. Im Bereich der Auskragung wird die Tunnelüberdeckung zurück gebaut, 
so dass der Jägertunnel quasi um ca. 7,5 m natürlich belichtet bzw. verkürzt wird. Für 
Passanten in der Neuen Kasseler Straße aus Richtung Norden mit dem Ziel Ortenberg wird 
eine Passerelle errichtet, die über den geöffneten Tunnel liegt und mit einer Wendeltreppe 
zur Tunnelbasis führt. 
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Die Tunnelflächen, welche durch das Gebäude V überbaut werden, sind im Eigentum der 
Universitätsstadt Marburg. Da diese Flächen nicht nur baulich genutzt werden, sondern auch 
als Berechnungsgrundlage für das bauliche Maß herangezogen werden, ist eine finanzielle 
Entschädigung entsprechend den in Marburg allgemein angewendeten Regeln - auch vor 
dem Hintergrund, dass die Funktionalität des Tunnels nicht eingeschränkt wird -
angemessen; weitere Details zu diesem Sachverhalt werden im städtebaulichen Vertrag und 
im Durchführungsvertrag zum V+E-Plan geregelt. 

Dr. Franz Kahle
Bürgermeister

    
Finanzielle Auswirkungen:

    
Anlagen (gesondert gedruckt)
- Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Begründung (Entwurfsfassung)
- Vorhaben- und Erschließungsplan (Entwurfsfassung)
- Immissionsgutachten (Auszüge; Stand Oktober 2015)
- Protokolle Denkmal-/Gestaltungsbeirat

Beteiligung an der Vorlage durch:

FBL 6 FD 61

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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Beschlussvorlage
Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:

VO/4411/2015
öffentlich
26.10.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: I
Fachdienst: 10 - Personal-, Organisations- u. Beteiligungsmana-

gement
Sachbearbeiter/in: Christoph Rau (SWM-Consult) ,Stefanie Tripp (10.3)

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Haupt- und Finanzausschuss
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Nahverkehrsplan für die Universitätsstadt Marburg 2015 bis 2020

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:

1. Der Nahverkehrsplan der Universitätsstadt Marburg 2015 - 2020 wird in der vorlie-
genden Entwurfsfassung beschlossen.

2. Die Stellungnahmen und Anregungen aus dem formalen Beteiligungsverfahren gemäß 
den gemeinsamen Abwägungsempfehlungen der Stadtwerke Marburg Consult GmbH 
und des Planungsbüros IGDB GmbH sind in der Endfassung des Nahverkehrsplans zu 
berücksichtigen. 

3. Das Vorwort, die Zusammenfassung, die Dokumentation der v. g. Stellungnahmen so-
wie die Dokumentation der Beschlussfassung in der Stadtverordnetenversammlung 
sind ebenfalls in der Endfassung des Nahverkehrsplans zu berücksichtigen.

4. Der entsprechend den Ziffern 2. und 3. überarbeitete Nahverkehrsplan wird der Stadt-
verordnetenversammlung erneut zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Begründung

Nach § 14 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Hessen (HÖP-
NVG) stellen die hessischen Aufgabenträger für ihren Bereich einen lokalen Nahverkehrs-
plan auf. Spätestens alle fünf Jahre ist gemäß § 14 Abs. 8 HÖPNVG darüber zu entschei-
den, ob dieser neu aufzustellen ist. 

Die Stadtverordnetenversammlung fasste in ihrer Sitzung am 28.02.2014 den Beschluss zur 
Fortschreibung des Nahverkehrsplans (NVP) der Universitätsstadt Marburg ab 2015. Für 
dessen Erstellung erhielt das Beratungsbüro IGDB GmbH, Dreieich, den Zuschlag.
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Der NVP bildet den Rahmen für die Entwicklung des ÖPNV, für das aufzustellende Investiti-
onsprogramm und ist Grundlage bei der Liniengenehmigung nach § 13 Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG), soweit der beantragte Verkehr mit einem NVP im Sinne des § 8 Abs. 3 
PBefG in Einklang steht. Im NVP werden u. a. qualitative und quantitative Anforderungen 
hinsichtlich des Liniennetzes, des Verkehrsmitteleinsatzes, der Erschließungs-, Verbindungs- 
und Bedienungsqualität festgelegt. Das Planungsbüro stimmte über mehrere Zwischenschrit-
te die Inhalte des NVP ständig mit der Stadtwerke Marburg Consult GmbH ab. 

Während der Erarbeitung erfolgten Zwischenberichte und fachliche Erörterungen in den fol-
genden projektbegleitenden Gremien:

 Lenkungsausschuss: bestehend aus Vertretungen des Magistrats der Universi-
tätsstadt Marburg, des Ausschusses für Umwelt, Energie und Verkehr, des 
Rhein-Main-Verkehrsverbundes, von Hessen Mobil, des Regierungspräsidiums 
Gießen, der Industrie- und Handelskammer und des Regionalen Nahverkehrs-
verbandes Marburg-Biedenkopf.

 Arbeitskreis: bestehend aus Vertretungen der Fraktionen der Stadtverordneten-
versammlung der Universitätsstadt Marburg, der Ortsbeiräte und Stadtteilge-
meinden, des Behindertenbeirates, der Philipps-Universität Marburg, des Allge-
meinen Studierendenausschusses der Philipps-Universität Marburg (ASTA), 
des Universitätsklinikums, des städtischen Schulamtes, des Ordnungsamtes, 
der Verkehrsunternehmen, die in Marburg Verkehrsleistungen anbieten und der 
Verbände des Verkehrsgewerbes, von wichtigen Arbeitgebern in der Stadt und 
der Gewerkschaft Verdi.

 Ortsbeirat: bestehend aus der Vertretung der Marburger Ortsbeiräte und der 
Stadtteilgemeinden.

 Fahrgastbeirat: bestehend aus der Vertretung des ACE, ADAC, ADFC, AvD, 
BUND, VCD, der Fahrgastverbände ProBahn und Pro Bahn & Bus, der Deut-
schen Blindenstudienanstalt, des Gleichberechtigungsreferats und des Auslän-
derbeirates der Universitätsstadt Marburg, des Vereins zur Förderung der Inklu-
sion behinderter Menschen, des ASTA, des Stadtelternbeirates, des Kreisel-
ternbeirates, des Seniorenbeirates und des Verbands der Blinden und Sehbe-
hinderten in Studium und Beruf.

Das formelle Beteiligungsverfahren gemäß § 14 Abs. 7 HÖPNVG wurde am 28.09.2015 ein-
geleitet. Die Anhörungsberechtigten hatten bis zum 20.10.2015 Gelegenheit, Stellungnah-
men zum Entwurf des NVP abzugeben. 

Nach Beschlussfassung über den NVP-Entwurf, den Empfehlungen zu den Stellungnahmen 
aus der formellen Anhörung, über die Berücksichtigung der seit Drucklegung des NVP-Ent-
wurfs erfolgten Ergänzungen und Aktualisierungen sowie ggf. über weitere Anträge erfolgt 
deren Dokumentation und Einarbeitung in die Endfassung des Nahverkehrsplans.

Der Nahverkehrsplan besitzt dann Gültigkeit bis 2020, soweit nicht eine frühere Fortschrei-
bung oder eine längere Laufzeit beschlossen wird. 

Egon Vaupel
Oberbürgermeister

Anlagen:  Zusammenfassung Inhalt NVP
    Entwurf Nahverkehrsplan 2015 – 2020 (gesondert gedruckt)
    Dokumentation des Beteiligungsverfahrens (gesondert gedruckt)
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Antrag der Fraktion
Marburger Bürgerliste

Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:
Eingang:

VO/4335/2015
öffentlich
24.09.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag der MBL-Fraktion betr. Naturschutzbeirat

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu 
fassen:

Der Magistrat wird aufgefordert im Naturschutzbeirat eine Diskussion 
über § 25 HGO anzustoßen, der den Widerstreit der Interessen für 
Mitglieder von Beiräten regelt.

Begründung

§ 25 Absatz 3 HGO sagt: Ob ein Widerstreit der Interessen vorliegt, 
entscheidet das Organ oder Hilfsorgan, dem der Betroffene angehört oder 
für das er die Tätigkeit ausübt.

D.h. sowohl der Beirat selbst als auch der Magistrat, für den der Beirat 
tätig ist, sind für die Einhaltung des § 25 verantwortlich. Hintergrund 
des Antrags ist, dass Bürgermeister Dr. Franz Kahle im Rahmen einer 
kleinen Anfrage einräumte, dass Interessenkollisionen möglich sind. In 
diesem Zusammenhang hat vor allem die Tatsache Aufmerksamkeit erregt, 
dass die Stadt an das Büro für Landschaftsökologie des Stadtverordneten 
Simon vielfach Aufträge für Gutachten vergeben hat, während gleichzeitig 
zwei der Mitarbeiter des Büros stimmberechtigte Mitglieder des Beirats 
sind.

In der Unteren Naturschutzbehörde ist Frau Simon tätig. Die UNB ist 
zuständig für die Berücksichtigung der Naturschutzbelange bei 
Bauvorhaben und in öffentlich-rechtlichen Planungen.

Wie man der Presse entnehmen konnte, besteht ein auffälliger Gegensatz 
zwischen einem Gutachten des Büros Simon und Widdig und einem Gutachten 
von Prof. Dr. Martin Kraft, dem Vogelschutzbeauftragten der Stadt 
Marburg, bezüglich des Vogelvorkommens im Vitos Park. Diese Tatsachen, 
die ohne jede Wertung aufgeführt sind, zeigen, dass eine öffentliche und 
transparente Diskussion über § 25 notwendig ist, wie sie im Antrag 
gefordert wird.

Es ist fraglich, ob die Aussage von Bürgermeister Dr. Kahle ausreichend 
ist: "Bislang war es im Rahmen der Beiratssitzungen Konsens, dass die 
Mitglieder, deren Büro bei Planungen zu einem bestimmten Vorgang 
beteiligt war, sich aus der Diskussion herausgehalten und sich in der 
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Abstimmung enthalten haben."

Hermann Uchtmann
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Antrag der Fraktion
Marburger Linke

Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:
Eingang:

VO/4385/2015
öffentlich
08.10.2015
08.10.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Haupt- und Finanzausschuss
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag Fraktion Marburger Linke betr. Prüfung der Realisierungsmöglichkeiten 
einer Straßenbahn (Regiotram, Klinikexpress)

Beschluss:

Der Magistrat wird beauftragt, 
eine Machbarkeitsstudie für die Realisierung einer Straßenbahn (Regiotram) in 
Auftrag zu geben. Die Studie soll verschiedene Varianten hinsichtlich ihrer 
technischen und finanziellen Machbarkeit ergründen: Für den innerstädtischen 
Verkehr, für die Anbindung an die Lahnberge („Klinikexpress“), als Regiotram 
für Mittelhessen sowie in Kombination dieser verschiedenen Möglichkeiten.

Untersucht werden sollte insbesondere:

-  die Potentiale für eine Weiterentwicklung des ÖPNV durch die 
Gewinnung von neuen Nutzer/innen

- die Auswirkungen auf die Verkehrsentwicklung
- die Veränderung von Lärm- und Schadstoffimmissionen
- Auswirkungen auf die Entwicklung eines Nulltarifs im ÖPNV
- die finanzielle Förderung durch Land und Bund
- die Auswirkungen auf den Einzelhandel

Die Erstellung der Studie sollte unter Beteiligung von interessierten 
Bürger/innen erstellt werden und das Fachwissen von Verkehrsinitiativen ist 
miteinzubeziehen.

Begründung:

Aktuell wird erneut über die Einrichtung einer Straßenbahn in Marburg diskutiert. Die 
SPD etwa überlegt, die Forderung in ihr Wahlprogramm aufzunehmen. Die 
Marburger Linke spricht sich schon länger für die Prüfung aus. Bereits in den 1990er 
Jahren hatte es entsprechende Vorschläge gegeben. In diese Zeit fällt auch ein 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung auf Antrag der Marburger Linken, ein 
Konzept für eine Straßenbahn zu prüfen. 
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Leider wurde dieser Beschluss nie richtig umgesetzt. Neu hinzugekommen ist die 
Idee von Reinhard Bayer, der einen Klinikexpress vorschlägt, welcher die 
Klinikstandorte Gießen und Marburg mit Hilfe einer Straßenbahn bzw. Regiotram 
verbinden soll. 

Nach vielen Jahren der Diskussion ist es endlich an der Zeit, die Debatte auf eine 
solide Grundlage zu stellen, in dem eine belastbare Studie über die Realisierung 
dieses bürger/innen- und umweltfreundliche Verkehrsmittel in Auftrag gegeben wird.

Henning Köster Tanja Bauder-Wöhr
Jan Schalauske Halise Adsan
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Antrag der Fraktionen
CDU / FDP / MBL

Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:
Eingang:

VO/4394/2015
öffentlich
15.10.2015
15.10.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag der FDP, CDU und MBL (Dr. Uchtmann)  btr. Verkehrsversuch in der 
Bahnhofstrasse

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, den 
Verkehrsversuch in der Bahnhofstrasse unverzüglich zu beenden und 
stadteinwärts die zweite Fahrspur wieder herzustellen.

Begründung:
Die ersten Wochen des Verkehrsversuches in der Bahnhofstrasse zeigen nicht 
akzeptable Auswirkungen auf den Verkehrsfluss und den Gewerbebetrieb in der 
gesamten Nordstadt. Der Verkehr staut sich bei der Fahrt stadteinwärts bis auf die 
B3, weit in die Neue Kassler Str. und weit in den Krummbogen zurück. Dies führt 
schon jetzt zu einer erhöhten Unfallgefahr und einer deutlich erhöhten 
Schadstoffbelastung durch die extrem langen Standzeiten. Diese unhaltbare 
Situation wird durch den Beginn des Wintersemesters und die damit verbundene 
Rückkehr von ca. 27000 Studentinnen und Studenten in dieser Woche noch 
verschärft. Daher ist ein Handeln jetzt geboten.

Michael Selinka  Hanke Bokelmann Wieland Stötzel
Dr. Hermann Uchtmann

zu TOP 9.
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VO/4404/2015
öffentlich
21.10.2015
20.10.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag der MBL-Fraktion betr.:  Sammelcontainer für defekte 
elektrische und elektronische Kleingeräte

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Der Magistrat wird aufgefordert zu prüfen, ob die Aufstellung von 
Sammelcontainer für defekte elektrische und elektronische Kleingeräte an 
einigen zentralen Punkten in der Stadt sinnvoll erscheint. Dabei könnte 
man auf Erfahrungen in anderen Städten z.B. Offenbach zurückgreifen.

Begründung

Die vollständige und sachgemäße Entsorgung von Elektroschrott ist ein 
ungelöstes Problem. Teilweise landen Altgeräte auch im Hausmüll. Die 
Aufstellung von Sammelcontainern für Elektroschrott in Form von 
Kleingeräten könnte zur Verbesserung der Entsorgungssituation führen. 
Hinzu kommt, dass Elektroschrott ein Wertstoff ist, der sich auch 
kommerziell verwerten lässt.

Hermann Uchtmann

zu TOP 10.
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Antrag des Kinder- und
Jugendparlaments
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VO/4347/2015
öffentlich
29.09.2015
29.09.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. 
Zebrastreifen

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu 
fassen:

Die mögliche Errichtung eines Zebrastreifens im Bereich der Straßen 
Im Köhlersgrund und Bienenweg soll geprüft werden.

Begründung:

Die Straßen Im Köhlersgrund und Bienenweg liegen für viele Kinder direkt auf dem 
Schulweg. Leider ist die Verkehrssituation nicht immer sicher. Viele Autofahrer 
nehmen nicht genügend Rücksicht auf die Kinder und das Überqueren der Straße ist 
nicht leicht.
Aus diesem Grund schlagen wir einen Zebrastreifen vor, der die Situation sicherer 
macht und die Autofahrer zu mehr Aufmerksamkeit zwingt.
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, zu prüfen, ob ein Zebrastreifen an 
der Stelle eingerichtet werden kann.

Für das Kinder- und Jugendparlament

Manuel Greim Charlotte Lenz
KiJuPa- Vorsitzender Stellvertretendes KiJuPa-Mitglied

zu TOP 11.
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Antrag des Kinder- und
Jugendparlaments
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VO/4349/2015
öffentlich
29.09.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Zebrastreifen an der 
Bushaltestelle Zückenberg

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu 
fassen:

Die mögliche Errichtung eines Zebrastreifens an der Bushaltestelle 
Zückenberg in Hermershausen soll geprüft werden.

Begründung:

Gerade an der Bushaltestelle Zückenberg sind viele Verkehrsteilnehmer unterwegs. 
Nicht immer achten die Autofahrer auf Kinder und Jugendliche, die aus dem Bus 
steigen oder die Straße überqueren wollen. Die Situation ist in unseren Augen nicht 
sicher.
Aus diesem Grund schlagen wir einen Zebrastreifen vor, der die Situation sicherer 
macht und die Autofahrer zu mehr Aufmerksamkeit zwingt.
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, zu prüfen, ob ein Zebrastreifen an 
der Stelle eingerichtet werden kann.

Für das Kinder- und Jugendparlament

Manuel Greim Katja Kirmis
KiJuPa- Vorsitzender KiJuPa-Vorstandsmitglied

zu TOP 12.
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Antrag des Kinder- und
Jugendparlaments
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VO/4350/2015
öffentlich
29.09.2015
29.09.2015

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Fahrradweg von 
Dilschhausen nach Marburg

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu 
fassen:

Die mögliche Errichtung eines direkten Fahrradweges von Dilschhausen nach 
Marburg soll geprüft werden.

Begründung:

Ein Radweg von Marburg-Dilschhausen in die Innenstadt ist viel sicherer als auf der 
Schnellstraße zu fahren, da die Straße vor allem während des Berufverkehrs stark 
befahren ist. Im jetzigen Zustand ist es kaum möglich, mit dem Fahrrad z.B. in die 
Schule zu fahren.
Da Fahrrad fahren jedem Spaß macht, ist es ein Grund mehr, sich auf sein Fahrrad 
zu setzen und sich an der frischen Luft zu bewegen.

Für das Kinder- und Jugendparlament

Manuel Greim
KiJuPa- Vorsitzender 

zu TOP 13.

51 von 51 in der Zusammenstellung


	Kopie
	Ö Top 3. VO/4267/2015
	Ö Top 4. VO/4354/2015
	Ö Top 5. VO/4402/2015
	Ö Top 6. VO/4411/2015
	Ö Top 7. VO/4335/2015
	Ö Top 8. VO/4385/2015
	Ö Top 9. VO/4394/2015
	Ö Top 10. VO/4404/2015
	Ö Top 11. VO/4347/2015
	Ö Top 12. VO/4349/2015
	Ö Top 13. VO/4350/2015

